Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 14. Juli 1993 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Russischen Föderation 

über den Luftverkehr 


A. Zielsetzung 

Der internationale Fluglinienverkehr ist deutschen Luftfahrtunterneh- 
men grundsätzlich nur möglich, wenn die ausländischen Staaten, die 
angeflogen oder überflogen werden sollen, der Bundesrepublik 
Deutschland in einem zweiseitigen Luftverkehrsabkommen entspre- 
chende Verkehrsrechte gewähren. 

B. Lösung 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Russische Föderation ge- 
währen sich gegenseitig das Recht des Überflugs (1. Freiheit), das 
Recht der Landung zu nichtgewerblichen Zwecken (2. Freiheit), das 
Recht, Fluggäste, Gepäck, Post und Fracht im gewerblichen interna- 
tionalen Fluglinienverkehr abzusetzen (3. Freiheit) und aufzunehmen 
(4. Freiheit). 

Kabotagerechte sind ausgeschlossen. 

C. Alternativen 

Fortsetzung des nach Zielsetzung und Inhalt überholten deutsch- 
" sowjetischen Luftverkehrsabkommens im Verhältnis Bundesrepublik 
Deutschland - Russische Föderation. 

D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. 

Das Vorhaben wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf das 
Preisniveau, insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau, aus, 
da das Abkommen neben Fragen technischer Art sowie der Rechts- 
gewährungen auf der Grundlage der Gegenseitigkeit nur die Art und 
Weise der Bestimmungen von Beförderungsentgelten, nicht aber 
deren Höhe, regelt. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (323) - 900 01 - De 12/96 Bonn, den 13. Mal 1996 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 14. Juli 1993 zwischen der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Russischen 
Föderation über den Luftverkehr mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 696. Sitzung am 3. Mai 1996 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 14. Juli 1993 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschiand 
und der Regierung der Russischen Föderation 
über den Luftverkehr 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 14. Juli 1993 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Russischen 
Föderation über den Luftverkehr sowie der Gemeinsamen Erklärung der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Russischen Föde- 
ration zum Abkommen über den Luftverkehr vom selben Tage wird zugestimmt. 
Das Abkommen und die Gemeinsame Erklärung werden nachstehend veröffent- 
licht. 


Artikel 2 

(1) Das Bundesministerium für Verkehr wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung ohne Zustimmung des Bundesrates eine Änderung des Artikels 1 1 Abs. 3 
des Abkommens in Kraft zu setzen, die dem in Nummer 5 der Gemeinsamen 
Erklärung enthaltenen Entwurf nach Inhalt und Zweck entspricht. 

(2) Das Bundesministerium für Verkehr wird ermächtigt, Änderungen der 
Gemeinsamen Erklärung im Bundesgesetzblatt bekanntzumachen, die sich auf 
die Zahl der zu benennenden Luftfahrtunternehmen (Nummer 1 Buchstabe a 
und b der Erklärung) und das Kapazitätsverhältnis (Nummer 3 der Erklärung) 
beziehen. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 20 Abs. 1 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen und die Gemeinsame Erklärung findet Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 in Verbindung mit 
Artikel 106 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, da die nach 
Artikel 6 des Abkommens vorgesehenen Vergünstigungen auch die Umsatz- 
steuer und die Biersteuer berühren, deren Aufkommen den Ländern ganz oder 
teilweise zufließt. 

Zu Artikel 2 

In der Gemeinsamen Erklärung beider Regierungen wurde festgehalten, daß die 
Fassung des Artikels 1 1 Abs. 3 solange Geltung haben soll, bis auf beiden Seiten 
die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen sind, die eine Selbstabfertigung der 
bezeichneten Unternehmen erlauben. Die Verordnungsermächtigung soll die 
Möglichkeit geben, ohne Einleitung eines erneuten Gesetzesverfahrens diese 
geplante Änderung des Luftverkehrsabkommens innerstaatlich in Kraft zu setzen. 

Darüber hinaus wird das Bundesministerium für Verkehr ermächtigt, Änderungen 
der Gemeinsamen Erklärung im Bundesgesetzblatt bekanntzumachen, ohne daß 
es hierzu eines Gesetzgebungsverfahrens bedarf. Solche Änderungen werden 
üblicherweise durch Notenwechsel vereinbart. Der Grund für die in Artikel 2 Abs. 2 
vorgesehene Ermächtigung liegt darin, daß es sich bei den angegebenen Abspra- 
chen um solche handelt, die normalerweise in Fluglinienplänen oder als Ergeb- 
nisse von Konsultationen festgehalten werden und absichtsgemäß nicht für die 
Geltungsdauer des Abkommens selbst und zu seiner Änderung oder Ergänzung 
angelegt sind. Es sind Verwaltungsabsprachen, die erfahrungsgemäß den Luft- 
verkehrsentwicklungen folgen müssen und deshalb u. U. öfter den Erfordernissen 
anzupassen sind. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkom- 
men nach seinem Artikel 20 Abs. 1 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. 

Das Vorhaben wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf das Preisniveau, 
insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau, aus, da das Abkommen und 
die Gemeinsame Erklärung neben Fragen technischer Art sowie der Rechts- 
gewährungen auf der Grundlage der Gegenseitigkeit nur die Art und Weise der 
Bestimmungen von Beförderungsentgelten, nicht aber deren Höhe, regeln. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Russischen Föderation 
über den Luftverkehr 

CornameHne 

Me>KAy ripaBMTenbCTBOM cpeflepaxiiBHOM PecnyöniiKM repMaHMM 
M npaBMTenbCTBOM PoccMMCKoii cpeAepaitMM 
O BOSAyUJHOM COOÖU^eHMU 


Inhaltsübersicht 

Präambel 

Artikel 1 Begriffsbestimmungen 

Artikel 2 Gewährung von Verkehrsrechten 

Artikel 3 Bezeichnung und Betriebsgenehmigung 

Artikel 4 Widerruf oder Einschränkung der Betriebsgenehmigung 

Artikel 5 Gleichbehandlung bei den Gebühren 
Artikel 6 Befreiung von Zöllen und sonstigen Abgaben 
Artikel 7 Überweisung von Einkünften 

Artikel 8 Grundsätze für den Betrieb des vereinbarten Linienverkehrs 

Artikel 9 Flugpläne und Statistiken 
Artikel 10 Tarife 

Artikel 1 1 Gewerbliche Tätigkeiten 

Artikel 12 Anwendung von Gesetzen und Vorschriften 

Artikel 13 Luftsicherheit 

Artikel 14 Einreise und Kontrolle der Reisedokumente 

Artikel 15 Meinungsaustausch 
Artikel 16 Konsultationen 
Artikel 17 Beilegung von Streitigkeiten 
Artikel 18 Mehrseitige Übereinkommen 

Artikel 19 Registrierung bei der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation 

Artikel 20 Inkrafttreten. Geltungsdauer 
Artikel 21 Änderungen 
Artikel 22 Frühere Abkommen 
Artikel 23 Kündigung 


OrnaB/ieHMe 

npeawöyna 

CraTbn 1 Onpe/^eneHHR 
CTaTbfl 2 ripeflocraBneHMe npae nepeeosoK 
CraTb» 3 HasHaneHiie m Bbi/^ana paspeiueHMi^ Ha 
SKcn/iyaTai^MJO 

CraTb» 4 AHHyjiMpOBaHiie v\nv\ npMMeHeHMe orpaHMneHiiH b oTHoiue- 
Hiiii paspeiueHiiii Ha SKcnnyaTaqHio 
CTaTbH 5 E/)HHbii^ no^o/i b OTHomeHHii cöopOB 
CTaTbH 6 OcBOöoxc/^eHHe ot TaMO)KeHHbix noiujiMH n flpyr'HX cöopoB 
CTaTbn 7 nepeBO/) f\oxof\OB 

Craibn 8 npiinqiinbi, onpeflennioinMe ocymecTB/ieHwe nepeBosoK no 
/^oroBopHbiM MapuipyraM 
CTaTbn 9 PacnMcaHHe noneTOB li cTaTMcrüKa 
CjaTb« 10 Tapwcpbi 

CraTb« 1 1 KoMMepnecKan flenrejibHocTb 
CTaTbfl 12 npHMeneHMe saKOHOB n npaBiin 
CTaTbfl 13 ABMai4MOHHafl öesonacHOCTb 
CTaTbfl 14 llMMiirpaMMOHHbie TpeÖOBaHiifl m KOHTponb 
npoes^Hbix /^oKyMeHTOB 
CTaTbfl 15 OÖMeH MHeHiiflMii 
CTaTbfl 16 KoHcynbTamiM 
CTaTbfl 17 PaspeiueHiie cnopoB 
CTaTbfl 18 MHOrocTopoHHue KOHBeHi4MM 
CTaTbfl 19 PerMCTpaqHfl b Me>KAyHapo/)HOH opraHnsaL^Hn 
rpax<AaHCK0M aBiiaL^HH 

CTaTbfl 20 BcTynneHwe b cMjiy, cpoK flencTBHfl 

CTaTbfl 21 rionpaBKH 

CTaTbfl 22 npe)KHMe CornauieHMA 

CTaTbfl. 23 VBeAOM/ieHHe o npexpaiAeHUH A^ücTBiifl 
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Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Russischen Föderation - 

Vertragsparteien des Abkommens über die Internationale Zivil- 
luftfahrt. zur Unterzeichnung aufgelegt in Chicago am 7. Dezem- 
ber 1944, 

In dem Wunsch, ein Abkommen über die Einrichtung und den 
Betrieb des Fluglinienverkehrs zwischen ihren Hoheitsgebieten 
und darüber hinaus zu schließen - 

sind wie folgt übereingekommen; 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, soweit sich aus dessen 
Wortlaut nichts anderes ergibt, 

1 . „Zivilluftfahrt-Abkommen“ das am 7. Dezember 1 944 in Chi- 
cago zur Unterzeichnung aufgelegte Abkommen über die In- 
ternationale Zivilluftfahrt einschließlich aller nach dessen Arti- 
kel 90 angenommenen Anhänge und aller Änderungen der 
Anhänge oder des Zivilluftfahrt- Abkommens selbst nach des- 
sen Artikeln 90 und 94, soweit diese Anhänge und Änderun- 
gen für beide Vertragsstaaten in Kraft getreten sind; 


2. „Luftfahrtbehörde“ in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch- 
land das Bundesministerkjm für Verkehr, In bezug auf die 
Russische Föderation, das Ministerium für Verkehr, vertreten 
durch das Departament Luftverkehr oder in beiden Fällen jede 
andere Person oder Stelle, die zur Wahrnehmung der diesen 
Behörden obliegenden Aufgaben ermächtigt ist; 


3. „bezeichnetes Luftfahrtunternehmen“, jedes Luftfahrtunter- 
nehmen, das eine Vertragspartei der anderen Vertragspartei 
nach Artikel 3 schriftlich als ein Luftfahrtunternehmen bezeich- 
net hat, das auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien internationalen Fluglinienverkehr betreiben soll; 


4. „Fluglinienverkehr“, „internationaler Fluglinienverkehr“ und 
„Landung zu nichtgewerblichen Zwecken“ für die Anwendung 
dieses Abkommens den in Artikel 96 des Zlvilluftfahrt-Abkom- 
mens festgelegten Inhalt; 

5. „Tarir den Preis für die Beförderung von Fluggästen und 
Fracht sowie die Bedingungen für die Erhebung dieser Be- 
zahlung. einschließlich der Zahlungssumme und der Provi- 
sion, sowie die Bedingungen für Agenten- und andere zusätz- 
liche Dienstleistungen, jedoch mit Ausnahme der Bezahlung 
und der Bedingungen für den Transport von Post. 

Artikel 2 

Gewährung von Verkehrsrechten 

(1) Eine Vertragspartei gewährt der anderen Vertragspartei zum 
Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs durch die bezelch- 
neten Luftfahrtunternehmen auf den nach Absatz 2 festgelegten 
Linien das Recht, 

a) ihr Hoheitsgebiet ohne Landung zu überfliegen; 
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ripaBMTenbCTBO Oe/^eparMBHOM Pecnyö/iMKM F epMaHnn 

npaBMTe/ibCTBO PoccMMCKOM Oe/^epaL^MM, 

nB/iflficb ynacTHMKaMM KoHBeHi^nM o Me>KAyHapOAHOM rpa>K- 
flancKOM aBnaLtMM. OTKpbiTOw noAnncaHMfl b HuKaro 7 fle- 
Kaöpa 1944 r.. 

>Kenan saK/iJOHMTb CornaiueHne o6 ycraHOBneHMn m ocyiitecT- 
BneHMM BOSAyuiHoro cooöuteHnq wejKAy nx reppHTopnaMM m sa 
MX npeAenbi. 

cornacM/iMCb o HMX<ecneAyK)iAeM: 

CraTbsi 1 
OnpeAeneHMsi 

flnH AeneM HacToaiAero CornaiueHMfl, ecnM b leKcre He npe- 
AycMOTpeHO MHoe: 

1) TepMMH "KoHBeHAMH o rpa)KAaHCKOM aBMaAMM" osHanaeT 
KoHBeHAMK) o Mex^AynapOAHOM rpa>KAaHCKOM aBMaA^iM. or- 
KpbiTyio A^H noAHMcaHMSi b HMKaro 7 AeKaöp« 1944 r., m 
BK nioHaer ntoöoe npM/io>KeHMe, npMHnroe b cooTBercTBMM 
CO CraTbeM 90 otom Kohbghamm, h nroöyio nonpaBKy k flpM- 
nO>KeHMflM M/IM K KOHBeHAMM, npMH51TWe B COOTBerCTBMM CO 
CraTbHMM 90 m 94 B tom creneHM, b KOropOM 3 tm npMno>Ke- 
HM« M nonpaBKM BcrynM/iM b cM/iy b OTHOiueHMM oöomx rocy- 
AapcTB-ynacTHMKOB; 

2) xepMMH "aBMaAMOHHbie B/iacTM" osHanaeT b OTHOiueHMM Oe- 
AepaTMBHOM PecnyönMKM FepMaHMM - OeAepanbHoe Mmhm- 
crepCTBO TpaHcnopra; b OTHOiueHMM Poccmmckom OeAepa- 
AMM - MMHMcrepCTBO TpaHcnopra b jimab flenapraMeHia 
BOSAyiuHOro TpaHcnopra m/im b oöomx c/iynanx - /noöoe 
Apyroe riMAO /imöo opraHMsaAMio, ynoriHOMOHeHHbie ocy- 
lAecTBnwTb cjjyHKAMM, B03no>KeHHbie Ha ynoMflHyrbie Bjia- 
ctm; 

3) TepMMH ''HasHaneHHoe aBManpeAnpMHTMe“ osHanaeT nioöoe 
asManpeAnpMfiTMe, Koropoe OAna ms AoroBapMBaroiAMXcn 
CropOH B cooTBercTBMM CO CraTbeM 3 HacTOBUtero Corna- 
lueHMB HasHaHM/ia nyreM nMCbMeHHoro yBeAOMneHM« aPY^om 
A oroBapMBaiouteMCH CropoHbi b KanecTBe aBManpeAnpMn- 
TMH, KOTopoe öyABT ocyiAOCTB/iHTb MexcAywapoAHOe bos- 
AyiUHOe cooöuteHMe no MapiupyTaM, ycraHOB/ieHHbiM corna- 
CHO nyHKTy 2 CrarbM 2 HacToniAero CornaiueHM«; 

4) TepMMHbi "BOSAyiuHoe cooöiAeHMe", "MexcAynapoAHoe bos- 
AyiuHOe cooöiAeHMe" m "ocraHOBKa c HeKOMMepnecKMMM 
AejiflMM“ A/in qeneü HacroniAero CornaiueHMH mmoiot sna- 
HeHMfl, yKasaHHbie b Crarbe 96 Kohbbhamm; 

5) TepMMH "TapMc})" osHanaer crOMMOCTb onnarw nepeeosKM 
naccax<MpOB m rpysa m ycnoBM« BSMMaHMfl stom onnarbi. 
BKjiiOHan cyMMy onnarbi, KOMMCCMOHHbie m ycnOBMB arenrc- 
KMX M MHbix AononHMTenbHbix ycnyr, ho MCKniOHan onnary m 
ycnOBMH nepoBOSKM noHTbi. 


CraTbn 2 

npeAocraB/ieHMe npae nepeeoaoK 

1) Kax<Aan florOBapMBaioiAancn Cropona npeAccTaenflOT 
APyroM floroBapMBaioiAeMCH CropoHo b Aennx ocyutecTBneHM« 
MexcAynapoAHOro BOSAyiuHoro cooöuteHMn HasHaneHnbiMM 
aBManpeAnpMBTMflMM no MapujpyraM, onpeAexieHHbiM cornacHO 
nyHKTy 2 HacTOBiAOM CrarbM: 

a) npaBO nponera ee reppMTOpMM öes nocaAKM; 
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b) in ihrem Hoheitsgebiet zu nichtgewerblichen Zwecken zu lan- 
den; 

c) in ihrem Hoheitsgebiet an den genannten Punkten auf den 
nach Absatz 2 festgelegten Linien zu landen, um Fluggäste, 
Gepäck, Fracht und Post gewerblich aufzunehmen und abzu- 
setzen. 

(2) Die Linien, auf denen die bezeichneten Luftfahrtunterneh- 
men der Vertragsparteien internationalen Fluglinienverkehr betrei- 
ben können, werden In einem Fluglinienplan zwischen den Luft- 
fahrtbehörden der Vertragsparteien abgestimmt und durch Noten- 
wechsel bestätigt, 

(3) Nach Absatz 1 wird den bezeichneten Luftfahrtuntemehmen 
einer Vertragspartei nicht das Recht gewährt, im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei Fluggäste, Gepäck, Fracht und Post 
aufzunehmen und gegen Entgelt an einen anderen Ort innerhalb 
des Hoheitsgebiets dieser anderen Vertragspartei zu befördern 
(Kabotage). 

Artikel 3 

Bezeichnung und Betriebsgenehmigung 

(1) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien kann jederzeit aufgenommen wer- 
den, wenn 

a) die Vertragspartei, der die in Artikel 2 Absatz 1 genannten 
Rechte gewährt werden, ein oder mehrere Luftfahrtunterneh- 
men schriftlich bezeichnet hat; die Anzahl der bezeichneten 
Luftfahrtunternehmen, die das Recht erhalten, Flüge zwischen 
beliebigen Städtepaaren auf den im Fluglinienplan festgeleg- 
ten Strecken durchzuführen, wird zwischen den Luftfahrts- 
behörden der Vertragsparteien vereinbart; 

b) die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, dem oder den 
bezeichneten Luftfahrtunternehmen der anderen Vertrags- 
partei die Genehmigung nach Absatz 2 erteilt hat, den inter- 
nationalen Fluglinienverkehr durchzuführen. 


(2) Die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, erteilt vor- 
behaltlich der Absätze 3 und 4 dieses Artikels und der Artikel 9 
und 10 unverzüglich die Genehmigung zum Betrieb des internatio- 
nalen Fluglinienverkehrs. 

(3) Eine Vertragspartei kann von jedem bezeichneten Luftfahrt- 
unternehmen der andereri Vertragspartei den Nachweis verlan- 
gen, daß es in der Lage ist, den Erfordernissen zu entsprechen, 
die nach den Gesetzen und sonstigen Vorschriften der erst- 
genannten Vertragspartei für den Betrieb des internationalen Luft- 
verkehrs zu erfüllen sind. 

(4) Eine Vertragspartei kann einem bezeichneten Luftfahrtun- 
ternehmen der anderen Vertragspartei die Ausübung der in Arti- 
kel 2 gewährten Rechte verweigern, wenn das Luftfahrtunterneh- 
men auf Verlangen nicht den Nachweis erbringen kann, daß 
zumindest die Mehrheit an dem Eigentum des Luftfahrtunterneh- 
mens und seine tatsächliche Kontrolle Staatsangehörigen oder 
Körperschaften der anderen Vertragspartei oder dieser selbst 
zustehen. Dieses Recht wird nur geltend gemacht nach entspre- 
chenden Konsultationen, die die Verpflichtungen beider Vertrags- 
parteien aus multilateralen Übereinkünften berücksichtigen. 

(5) Eine Vertragspartei kann nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 
ein von ihr bezeichnetes Luftfahrtunternehmen durch ein anderes 
Luftfahrtunternehmen ersetzen. Das neu bezeichnete Luftfahrtun- 
ternehmen genießt die gleichen Rechte und unterliegt den glel- 


b) npaeo coeepmaTb nocaflKn Ha ee TeppuTOpHM c HeKOMMep- 

MeCKMMM L^e/lflMM; 

c) npaeo coeepmaTb noca^Kvi Ha ee reppHTOpmi c KOMMepne- 
CKMMM i^e/iflMH B nyHKTax, yKasaHHbix na Mapmpyrax, onpe- 
fle/ieHHbix cor/iacHO nyHKjy 2 HacToainen CrarbH, fl/iq nor- 
pysKM HjiH BbirpySKM nacca>KvipOB, 6ara>Ka, rpysa m noHTbi. 

2) Mapmpyrbi, no KOTOpbiM HasHaseHHbiM aBvianpe/^npHqTH^M 
floroeapHBaKDiUMxcy» CropOH öy^er npeflociae/ieHO npaeo ocy- 
mecTB/iflTb MeJKflynapoflHoe eosflymnoe cooöineHMe, onpefle- 
/i^KDTcq B Ta 6 nvii 4 e Mapmpyroe, no cornacoeaHHio Me>K/^y aevia- 
LtMOHHbiMH enacTqMM floroeapHeaKDiHHxcq CropOH m noflTeepjK- 
flaiOTcq nyreM oöMena HoraMH. 

3) Hmhto b nyHKie 1 Hacronuteii CraTbii ne öy^er paccMarpH- 
BaTbcq KaK npeAOCTae/ieHiie nioöoMy HasnaMeHHOMy aena- 
npeAnpkiqrviK) oahoh /loroBapMBaK)U4eHcq CropoHbi npaea 
öparb Ha öopT na TeppviTopviM APyroM floroBapviBaK)ineiicq Cto- 
pOHbi A/1^ nepeeosKM sa B03Harpa>KAeHMe nacca>KvipOB, 6ara>K, 
rpys M noHTy, MMenDiAvix b KasecTBe nyHKra HasHaseHHq aPY^’o^ 
nyHKT B npeAö/iax reppHTopHM eroii APyroM /JoroBapuBaKDineH- 
cq CropOHbi (Ka6oTa)K). 

Crarbfi 3 

HaaHaneHMe m sbiAana 
paapetiieHMM Ha aKcn/iyaTai^Mio 

1) Me>KAyHapoAHoe eosAyuJHoe cooöiAeHkie no MapmpyraM, 
OnpeAB/IBHHblM B COOTBeTCTBMM C nyHKTOM 2 CraTbH 2 HaCTOq- 
tußro CornameHMq, M 0 >KeT öbiTb nanaro b /ijoöoe Bpeiwiq npM 

yCnOBMM, HTO 

a) floroBapMBaKDinaqcq Cropona, Koropow npeAOcraBneHbi 
npaea, yKasaHHbie b nyHKie 1 CiaTbH 2 nacToqinero Cor- 
nameHkiq, HasHannna nyreM nncbMeHHoro yeeAOMneHHq oa** 
HO v\m HecKonbKO aBwanpeAnpHqTMH; KonviHecTBO nasna- 
MeHHbix aBManpeAnpMqTMM, MMeKDinMx npaeo BwnonnqTb no- 
neibi Me>KAy ntoöbiMH napaMki ropOAoe no ycraHOBjieHHbiM 
MapmpyraM, öyAer cornacoBano Me>KAy aßiiaL^MOHHbiMM 
B/iacrqMvi /^oroeapHBaioiAMxcq Cropon; 

b) AoroeapMBatoLAaqcq Cropona, npeAOcraB/iqKDiAaq raKne 
npaea, BbiAana nasHaneHHOMy aBHanpeAnpMqrviKD h/ivi 
aBvianpeAnpMqTMqM ApyroH floroeapHBatoineiicq CropOHbi 
paspemeHvie na ocyiAecreneHMe Me>KAyHapOAHoro BOSAyiu- 
Horo cooöiAeHMq, KaK oro npeAyCMOrpeHo b nyHKie 2 Ha- 
CToqiueH CrarbM, 

2) /^oroeapMBaKDiAaqcq Cropona, npeAOcraB/iqKDiAaq raKkie 
npaea, BbiAacr öesor/iarare/ibHO paspemeHMe na eKcnnyara- 
LiHK) B I 4 enqx ocyiAecTBneHMq MejKAyHapoAHoro eosAyuJHoro 
coo6L4eHMq c yneroM nono>KeHMPi nynKTOB 3 m 4 AannoH CrarbM, 
a raKJKe CrareM 9 m 10 Hacroqinero CornameHMq. 

3) Ka>KAaq floroeapMBaioiAaqcq CropoHa Mo>KeT norpeöo- 
Barb OT KajKAoro HasHaneHHoro asManpeAnpMqrMq APy^o^^ flO’ 
roBapMBafou^eMcq CropoHbi npeAOcraBneHMe AOKasarenbCTB 
Toro, MTO OHO cnocoöHO yAOBnerBOpqrb rpeöoeaHMqM, npeAnM- 
caHHbiM saKOHaMM M npaBMnaMM nepeoM AoroBapMeaKDiAeMcq 
CropoHb!, KOTOpbie perynMpytOT BbinonnenMe Me>KAyHapoAHbix 
BOSAymHbix nepeBOSOK. 

4) Ka>KAaq floroBapMBafomaqcq Cropona MO)KeT oiKasarb 
HasnaMeHHOMy aBManpeAnpMqiMK) aPY^'om floroBapMBajoineMcq 
CropOHbi B McnonbSOBaHMM npaB, yKasannbix b Crarbe 2, ecnM 
aBManpeAnpMqiMe ne MO>KeT npeAOcraBMTb no TpeöoBanMK) 
AOKasarenbCTBa roro, hto no KpaMHOM Mepe npeMMyinecTBen- 
Hoe BnaAeHMe m AewcTBMTenbHbiM KOHiponb hsa hmm npMHaA- 
ne>Kar ÄoroeapMBaioiAeMcq Cropone, rpa>KAaHaM mhm kdpmam- 
secKMM nMAaM ee rocyAapCTBa. T aKoe npaeo öyAer Mcnonbso- 
Barbcq ronbKo nocne cooTBercTByioiAMx KOHcynbrat^MM Me>KAy 
floroBapMBafOiAMMMcq CroponaMM c yseroM oöqsarenbCTB, bw- 
TeKBKDlAMX MS MHOFOCTOpOHHMX AOrOBOpeHHOCieM. 

5) Ka)Kftß9\ floroBapMBajoinaqcq CropoHa MMeer npaeo c yne- 
TOM nono>KeHMM nyHKTOB 1-4 HacroqineM CrarbM saMeHMTb y>Ke 
HasHaseHHoe asManpeAnpMqrMe aPY^i^m aBManpeAnpMqiMeM. 
BHOBb HasHaneHHoe aBManpeAnpMqiMe öyAer MMerb re >Ke npa- 
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chen Verpflichtungen wie das Luftfahrtunternehmen, an dessen 
Stelle es getreten ist. 

Artikel 4 

Widerruf oder Einschränkung 
der Betriebsgenehmigung 

Eine Vertragspartei kann die nach Artikel 3 Absatz 2 erteilte 
Genehmigung widerrufen oder durch Auflagen einschränken, 
wenn ein bezeichnetes Luftfahrtunternehmen die Gesetze oder 
sonstigen Vorschriften der die Rechte gewährenden Vertrags- 
partei oder die Bestimmungen dieses Abkommens nicht einhält 
oder die daraus sich ergebenden Verpflichtungen nicht erfüllt. Vor 
dem Widerruf oder der Einschränkung werden Konsultationen 
nach Artikel 16 durchgeführt, es sei denn, daß zur Vermeidung 
weiterer Verstöße gegen Gesetze oder sonstige Vorschriften eine 
sofortige Einstellung des Betriebs oder sofortige Auflagen erfor- 
derlich sind. 


Artikel 5 

Gleichbehandlung bei den Gebühren 

Gebühren und andere Abgaben für die Nutzung eines jeden 
Flughafens, einschließlich dessen Ausrüstungen, technischer und 
anderer Einrichtungen und Dienstleistungen werden ebenso wie 
die Gebühren für die Nutzung von Flugnavigationseinrichtungen, 
Kommunikatlonsmögllchkelten und -dienstleistungen nach den 
Sätzen und Tarifen erhoben, die jede der Vertragsparteien In 
Übereinstimmung mit Artikel 15 Absatz 2 des Zivilluftfahrt-Abkom- 
mens aufgestellt hat. 

Artikel 6 

Befreiung von Zöllen und sonstigen Abgaben 

(1) Die von jedem bezelchneten Luftfahrtunternehmen der 
einen Vertragspartei verwendeten Luftfahrzeuge, die in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei einfllegen und aus ihm 
wieder ausfliegen oder es durchfliegen, einschließlich der an Bord 
befindlichen Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, üblichen Aus- 
rüstungsgegenstände und Bordvorräte, bleiben frei von Zöllen 
und sonstigen bei der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren 
erhobenen Abgaben. Das gilt auch für an Bord der Luftfahrzeuge 
befindliche Waren, die auf dem Flug über dem Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei verbraucht werden. 

(2) Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, übliche Ausrüstungs- 
gegenstände und Bordvorräte, die In das Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei vorübergehend eingeführt werden, um dort unmit- 
telbar nach Einfuhr oder nach Lagerung In die Luftfahrzeuge eines 
bezelchneten Luftfahrtunternehmens der anderen Vertragspartei 
eingebaut oder sonst an Bord genommen zu werden oder aus 
dem Hoheitsgebiet der erstgenannten Vertragspartei auf andere 
Weise wieder ausgeführt zu werden, bleiben frei von den in 
Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen Abgaben. Werbemate- 
rial und Beförderungsdokumente jedes bezelchneten Luftfahrtun- 
ternehmens der einen Vertragspartei bleiben bei der Einfuhr in 
das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei ebenfalls von den 
In Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen Abgaben frei. 


(3) Treibstoffe und Schmieröle, die im Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei an Bord der Luftfahrzeuge jedes bezeichneten 
Luftfahrtunternehmens der anderen Vertragspartei genommen 
und im Internationalen Fluglinienverkehr verwendet werden, blei- 
ben frei von den In Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen 
Abgaben und von etwaigen besonderen Verbrauchsabgaben. 


ea M Te >Ke oöasajenbCTBa, hto m aBManpeflnpnarne, KOTopoe 

OHO saMeHaeT. 

CraTbA 4 

AHHy/iMpoBaHMe m/im npMMeHeHMe 
OrpaHMHeHMM B OTHOUJeHMM 
paapeujeHMB Ha aKcn/iyarai^Mto 

Ka^Kflaa floroeapHaaioaiaflca CropoHa MO>KeT aHHynupoaaTb 
M/iM BBecTM orpaHHHeHHfl Ha flePicTBHe paspeuueHHa, npeflocja- 
BneHHoro b cooTeeTCTBHM c nyHKTOM 2 CjaTbH 3 HacToamero 
Cor/iauueHMH, b cnynae Hecoö/itofleHHH HasHaneHMbiM asHa- 
npeflnpHHTMeM saKOHOB mv\ npaBMji floroaapMBaiOLqeHCH Cto- 
poHbi, npeflOCTaB/iflfoaieM npaBa, v\nv\ nono>KeHi4M HacToamero 
CornaiueHMfl, \Am b cnyHae HeBbinonneHHH BbiTeKafOL4Mx m 
Hero oöqsajenbCTB. TaKOMy aHMynnpoBaHMK) paspeujeHwa hjim 
BBefleHMK) orpaHMHeHHM Aon>KHO npefluiecTBOBaTb npoBefleHwe 
KOHcynbjaqMM, KaK 3to onpefle/ieHO b Cjarbe 16 HacTOflu^ero 
CornaujeHMfl, ecnw to/ibko hb TpeöyeTC« Hewefl/ieHHoe npwo- 
CTaHOBneHiie no/ieroB v\nv\ BBefleHiie orpaHHneHHM c tbm, hto- 
6bi MCK/iiOHMTb flanbHeMUJMe HapyujeHMfl saKOHOB v\nv\ npaeM/i. 

CTaTbB 5 

E^MMblM nO/pCOA B OTHOlUeHMM CÖOpOB 

Cöopbi H flpyrv\e n/iaTe>KM 3a no/ibsoeaHMe Ka>K/^biM aspo- 
nopjOM, BK/iKDHayi ero coopy>KeHMa, TexHHHecKwe v\ Apyriie 
cpeflCTBa M ycnyrn, a raioKe nioöbie njiaTe>KM 3a no/ibaoBaHwe 
aapoHaBiiraLtHOHHbiMM cpe/;cTBaMM, cpeACTBBMii CBa 3 H M ycjiy- 
raMM öyflyr B3MMaTbCfl b cooTBejCTBHM co cjaBKaMw m rapn- 
4)aMM, KOTopbie Ka>KAan floroBapMBaioiJuaHCfl CjopoHa ycjaHO- 
BM/ia cor/iacHO nyHKjy 2 CjarbM 15 KoHBeHqMM. 

CraTbsi 6 

OCB 060 }KAeHlie OT TaMOMBHHblX 
nom/iMH M APyrMX cöopoB 

1) BoaflyujHbie cyfla, 3KcnnyaTnpyeMbie jikdöbim HaaHaneH- 
HbiM aBManpeflnpMflTMeM OflHow floroBapnBaK)a;eMCH CropoHbi, 
npii BxoAe/BbixOAe c/Ha TeppHTOpnio APVI'Oh AorOBapHBaiouieH- 
ca CTOpoHbi, v\m npw nponere ee reppHTopMn, a TaK>Ke Ton/iM- 
Bo, CMaaoHHwe MaTepiianbi, aanacHwe hbctm, Taöe/ibHoe Hwy- 
a;ecTBO m öopjOBbie aanacbi, HaxoflaainecH Ha öopjy raKHx 
BOBflyUJHblX CyflOB, OCBOÖOXCflaiOTCa OT TaMO>KeHHblX nOlJU/lMH M 
Apymx cöopoB, B3MMaeMbix npw m BBoae, BbiBoae m/im TpaH3M- 
re. 3 to TaK>Ke npHweHHeTCa k TOBapaw, HaxOflfliJUMMCfl na öopry 
BOOflyiUHoro cyflna v\ McnonboyeMbiM bo bpbmh no/iera nepea 
reppiiTopmo Apyrow floroeapiiBaioaieMCfl CjopOHbi. 

2) TonjiMBo, CMaaOHHbie MaTepnanbi, öopjOBbie aanacbi, ra- 
öenbHOe MMya;ecTBO m aanacHbie nacTH, BpeMeHHO BBoaiiMbie 
Ha TeppMTOpMK) OflHOM flOrOBapHBBIOIJHeMCfl CropOHbl, C TOM, 
MTOöbi HeaaMeflniiTe/ibHo nocne hx BBoaa h/ih nocne xpaneHMH 
ycraHOBMTb na öopjy v\m B3HTb Ha öopr BOOflyiUHbix cyflOB 
HaoHaneHHOro aBkianpeAnpufUMq APVOm AorOBapHBaK)a;eMCH 
CropOHbl, M/IM MHbIM 06pa30M BHOBb Bb|B03MMbie C TeppWTOpHM 
nepBOM floroBapMBaioiJueHCfl CropoHbi, ocB06o>KflaK)TCfl ot la- 
MO>KeHHbix nouj/iMH M flpyrMx cöopoB, yKaaaHHbix B nyHKje 1 
HacTOfla;eü! CraTbH. PeKnaMHbie MaTepna/ibi m nepeBoaoHHbie 
AOKyMeHTbi /iKDöoro HaaHaneHHoro aBHanpeflnpnaTHfl oahom 
/ lorOBapMBaioiJLteMC^i CTOpoHbi npn mx BBoae na jeppuTopHK) 
ApyroM floroBapMBaioiLteMca CjopoHw TaK>Ke ocBo6o>KAaH3TCfi 
OT TaMO>KeHHbix noLU/iMH H flpyrMx cöopoB, yKaaaHHbix b nyHKje 
1 HacTOfla;eM CTaTbw. 

3) TonnMBo n cMaaoHHbie MajepManbi, npHH^Tbie na öopj 
BoaflyujHbix cyflOB nioöoro HaaHaneHHoro aBManpeflnpHATHfl oa- 
HOM florOBapwBaioiMeMCfl CjopOHbi na jeppHTopHM APyroM floro- 
BapHBafoaiewca CjopoHbi m McnojibayeMbie b Me>KAyHapoAHOM 
BOaAyUJHOM COOÖmeHMM, 0CB060>KAaK)TCq OT TaMO>KeHHblX noiij- 
jiHH M APyMx cöopoB, yKaaaHHbix b nyHKje 1 HacTOfliAew 
CjaTbH, a TaK>Ke ot B03MO>KHbix cneqHanbHbix nanoroB na noT- 
peöneHMe. 
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(4) Eine Vertragspartei kann die in den Absätzen 1 bis 3 ge- 
nannten Waren unter Zollüberwachung halten. 

(5) Soweit für die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Waren 
Zölle und sonstige Abgaben nicht erhoben werden, unterliegen 
diese Waren nicht den sonst für sie geltenden wirtschaftlichen 
Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten und -beschränkungen. 

(6) Jede Vertragspartei gewährt für Gegenstände und Dienst- 
leistungen, die jedem bezeichneten Unternehmen der anderen 
Vertragspartei geliefert bzw. erbracht und für Zwecke seines 
Geschäftsbetriebs verwendet werden, auf der Grundlage der Ge- 
genseitigkeit eine Entlastung von der Umsatzsteuer oder von 
ähnlichen indirekten Steuern. Die Steuerentlastung kann durch 
eine Befreiung oder Erstattung erfolgen. 

Artikel 7 

Überweisung von Einkünften 

Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Luftfahrtun- 
ternehmen der anderen Vertragspartei das Recht, die durch den 
Verkauf von Beförderungsdiensten im Luftverkehr im Hoheitsge- 
biet der anderen Vertragspartei erzielten Einkünfte frei und ohne 
Beschränkung in jeder frei konvertierbaren Währung zum amt- 
lichen Wechselkurs an seine Hauptniederlassung zu über- 
weisen. 

Artikel 8 

Grundsätze für den Betrieb 
des vereinbarten Linienverkehrs 

(1) Jedem bezeichneten Luftfahrtunternehmen jeder Vertrags- 
partei wird in billiger und gleicher Weise Gelegenheit gegeben, 
den Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien zu betreiben. 

(2) Beim Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs auf den 
nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien nimmt jedes bezeich- 
nete Luftfahrtunternehmen einer Vertragspartei auf die Interessen 
jedes bezeichneten Luftfahrtunternehmens der anderen Vertrags- 
partei Rücksicht, damit der von diesen Luftfahrtuntemehmen auf 
den gleichen Linien oder Teilen derselben betriebene Fluglinien- 
verkehr nicht ungebührlich beeinträchtigt wird. 


(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien dient vor allem dazu, ein Beförde- 
rungsangebot bereitzustellen, das der voraussehbaren Verkehrs- 
nachfrage entspricht. Er hat in enger Beziehung zur Nachfrage 
der Öffentlichkeit bezüglich der Beförderung auf den festgelegten 
Linien zu stehen und entsprechend dem Beförderungsangebot die 
gegenwärtige und die vernünftigerweise vorhersehbare Verkehrs- 
nachfrage an Beförderung von Fluggästen, Fracht und Post zwi- 
schen den Hoheitsgebieten zu decken. 

(4) Der Fluglinienverkehr, den ein bezeichnetes Luftfahrtunter- 
nehmen auf der Grundlage dieses Abkommens zwischen Punkten 
im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei und Punkten in drit- 
ten Staaten ausführt, ist in Übereinstimmung mit den allgemeinen 
Grundsätzen so auszuüben, daß das Beförderungsangebot ange- 
paßt ist 

a) an die Verkehrsnachfrage zwischen dem Abgangs- und Be- 
stimmungsland, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten bestehende Verkehrs- 
nachfrage, 

c) an die Erfordernisse eines durchgehenden Fluglinienver- 
kehrs. 


4) Ka>KflaR floroBapneaHDinaRcy? CropoHa MO>KeT nocTaemb 
Marepnanbi, ynoMRHyrbie b nyHKxax 1-3 ^aHHoPi Ciarbn, nofl 
KOHTpOnb TaMO>KeHHblX BjiacTeii. 

5) Marepnanbi, yKasaHHbie b nyHKxax 1-3 HacTOBUteii CraTbn, 
ocBo6o>KfleHHbie ot onnarbi TaMo>KeHHbix nomnuH m APyrux 
cöopOB, He öyAyT nofleepraTbCB HWKaKMM oöbiHHo npHMeH??e- 
MblM K HHM SKOHOMMHeCKHM SanpeTaW Hnw OrpaHMHeHM^M, Ka- 
cafOutHMcy? BBosa, BbiBosa v\nv\ TpaHSHxa 9 tmx roeapOB. 

6) Ka>KAaB floroeapHBaHDinaBCB CropOHa Ha ycnoBMBx B3anM- 
HOCTM npeAOCTaenBeT ocBo6o>KAeHMe ot nanoroB c oöopora 
H/iM ananorMHHbix Koceennbix nanoroB na roeapbi h ycnyrH, 
npeflocTaenBeMue riHDöoMy HasHaneHHOMy aBHanpeAnpH^THJO 
Apyroii floroBapHBafOiitencR CropOHbi h HcnonbsyeMbie ocy- 
mecTBneHHR ero Aß^'re/ibHocTH. OcBo6o>KAeHne ot nanoroB 
Mo>KeT öbiTb ocymecTBneHO b bmab ocBo6o>KAeHMH wnH bo 3- 
BpaTa. 

CraTbSi 7 

flepesoA f\oxof\oB 

Ka>KAaB floroBapMBafOutaBCB CTopona npe^ocTaBriyieT Ka>K- 
AOMy Ha3HaHeHH0My aBiianpeAnpHRTMto APyrow floroBapHBaio- 
mewcB CTopoHbi npaBO cboöoaho m öea orpaHMHeHHii nepeBO- 
AMTb B CBOK) rnaBHyjo KOHTopy AoxoAbi, nonyneHHbie ot npoAa- 
>KH aBManepeB030K na TeppMTOpMM APyoM floroBapMBaJOuteHCJi 
CTOpOHbl, B niOÖOM CBOÖOAHO KOHBepTHpyOMOH BaflJOTe no OCt>M- 
LtManbHOMy oöMOHHOMy Kypcy. 


Crarbn 8 

npMHUMnbi, onpeAennioiAMe 
ocyiAecTsneHMe nepeeoaoK 
no AoroBopHbiM Mapuipyraivi 

1) JlHDöbie HaaHaneHHbie aBnanpeAnpMBTMfi Ka>KAoii floroBa- 
pHBaiouteMCB CTopoHbi pfiHVKHhi HMBTb cnpaBeA/^^Bbie M paB- 
Hbie B 03 M 0 >KH 0 CTM npM 3KcnnyaTai4MH aBManiiHMM na Mapmpy- 
Tax, onpeAeneHHbix cornacHO nyHKTy 2 CTaTbM 2 nacTOJ^mero 
CornaujeHMR. 

2) npM 3KcnnyaTai4MM Me>KAyHapoAHbix B03AyujHbix jimhmm na 
MapuipyTax, yCTaHOBnennbix b cooTBeTCTBMM c nyHKTOM 2 
CTaTbH 2 HacTonutero ComameHMq, njoöoe HasHaneHHoe 
aBHanpeAnpMqTMe oahom floroBapMBaioiAeMCR CTopoHbi öyAeT 
yHMTbiBaTb MHTepecbi njoöoro HaaHaneHHoro aBnanpeAnpM5iTM5i 
ApyroM floroBapHBajoiqeiicfl CTopoHw, htoöw ne nanecTH cyute- 
CTBOHHoro ymepöa B03AyuJHbiM nepeB03KaM nocneAHero 
aBManpeAnpH^THB, KOTOpoe SKcnnyaTMpyeT B03AyuJHyK) nMHwo 
no 9TOMy >Ke MapLupyry v\m ero HacTM. 

3) Me>KAyHapoAHoe B03AyuJHoe cooömeHne no wapuipyraM, 
yCTaHOBTieHHblM B COOTBeTCTBMM C nyHKTOM 2 CTaTbM 2, MMeeT 
CBoeii OCHOBHOM qenbjo npeAOCTaBMTb omkocth, KOTopbie coot- 
BOTCTBOBanM 6bi npeAnonaraeMOMy cnpocy na nepeB03Kn. Oh 
AO nXCeH COOTBOTCTBOBaTb OÖllteCTBeHHblM nOTpeÖHOCTBM B 
nepeB03Kax no ycTanoBnennbiM MapmpyTaM v\ oTBenaTb paayM- 
Ho npeAnonaraeMbiM noTpeöHocTnM b nepeB03Ke naccax<MpoB, 
rpyaa \a noHTbi Me>KAy cooTBeTCTByjoiitMMM TeppnTopnnMn. 

4) Bo3AyLUHoe cooöuteHMe, ocyutecTB/ineMoe HaaHaHennbiMH 
aBManpeAnpHRTHnMH b cooTBeTCTBMM c HacToniAMM Cornaiue- 
HWeM Me>KAy nyHKTBMH Ha TeppMTOpMM APyOM floroBapMBaio- 
mewcn CTOpOHbl v\ nynKTaMw b TpeTbMx CTpanax, Aon>KHO coot- 
BeTCTBOBaTb OÖIAHM npMHLtMnaM, COrnaCHO KOTOpbIM eMKOCTb 
öyABT aaBMceTb ot 

a) noTpeÖHOCTeii b nepeeoBKax Me>KAy CTpanaMH, b KOTOpbix 
HaHMHaiOTcq m aaKaHHMBaiOTCn nepeB03KM, 

b) noTpeöHOCTeii b nepeeoBKax Toro pawona, nepea KOTOpbiii 
npoxoAMT aBManMHHq, 

c) noTpeÖHOCTePi b TpaH3MTHbix nepeB03Kax. 
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(5) Um eine billige und gleiche Behandlung jedes bezeichneten 
Unternehmens zu gewährleisten, bedürfen die Frequenz der 
Flugdienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster hinsichtlich 
ihrer Kapazität sowie die Flugpläne der Genehmigung durch die 
Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien, Das Sitzplatzangebot 
durch die bezeichneten Unternehmen beider Vertragsparteien 
muß ausgewogen sein und darf ein bestimmtes, von den Luftfahrt- 
behörden der Vertragsparteien abzustimmendes Verhältnis nicht 
überschreiten. Auch Einzelheiten der Berechnung werden zwi- 
schen den Luftfahrtbehörden abgestimmt. 

(6) Vereinbarungen, die zwischen den bezeichneten Luftfahrt- 
unternehmen beider Seiten getroffen werden, sind den Luftfahrt- 
behörden beider Vertragsparteien vorzu legen, soweit sie einer 
Genehmigung bedürfen. 

Artikel 9 

Flugpläne und Statistiken 

(1) Jedes bezeichnete Luftfahrtunternehmen legt den Luftfahrt- 
behörden der Vertragsparteien spätestens einen Monat vor Auf- 
nahme des Fluglinienverkehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 
festgelegten Linien und für jede folgende Flugplanperiode die Art 
der Dienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster und die Flug- 
pläne zur Genehmigung vor. 

(2) Die Luftfahrtbehörde der einen Vertragspartei stellt der 
Luftfahrtbehörde der anderen Vertragspartei auf Ersuchen alle 
regelmäßigen oder sonstigen statistischen Unterlagen der be- 
zeichneten Luftfahrtunternehmen zur Verfügung, die vernünftiger- 
weise angefordert werden können, um das von jedem bezeichne- 
ten Luftfahrtuntemehmen der erstgenannten Vertragspartei auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien bereitgestellte 
Beförderungsangebot zu überprüfen. Diese Unterlagen müssen 
alle Angaben enthalten, die zur Feststellung des Umfangs sowie 
der Herkunft und Bestimmung des Verkehrs erforderlich sind. 

Artikel 10 
Tarife 

(1) Die Tarife, die von einem bezeichneten Unternehmen auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien für Fluggäste 
angewendet werden, bedürfen der Genehmigung durch die Luft- 
fahrtbehörde der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet der Ab- 
gangspunkt der Flugreise (gemäß Angabe in den Beförderungs- 
dokumenten) liegt. 

(2) Die bezeichneten Unternehmen berücksichtigen in ihren 
Tarifen die Betriebskosten, einen angemessenen Gewinn, die 
bestehenden Wettbewerbs- und Marktbedingungen sowie die In- 
teressen der Nutzer. Die zuständige Luftfahrtbehörde darf die 
Erteilung der Genehmigung nur dann ablehnen, wenn ein Tarif 
diesen Kriterien nicht entspricht. 

(3) Die bezeichneten Unternehmen legen den Luftfahrtbehör- 
den die Tarife spätestens einen Monat vor dem vorgesehenen 
ersten Anwendungstag zur Genehmigung vor. 

(4) Ist die Luftfahrtbehörde einer Vertragspartei mit einem ihr 
zur Genehmigung vorgelegten Tarif nicht einverstanden, so unter- 
richtet sie das betroffene Unternehmen innerhalb von einund- 
zwanzig Tagen nach dem Tag der Vorlage des Tarifs. Der Tarif 
darf in diesem Fall nicht angewendet werden. Anzuwenden ist 
weiterhin der bisherige Tarif, der durch den neuen Tarif ersetzt 
werden sollte. 

Artikel 11 

Gewerbliche Tätigkeiten 

(1) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Luftfahrt- 
unternehmen der anderen Vertragspartei das Recht, in ihrem 
Hoheitsgebiet Niederlassungen sowie Verwaltungs-, kaufmänni- 
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5) oöecneneHUH jiJoöoMy HasHaHeHHOMy asuanpeflnpna- 

TMK) cnpaBefl/iuBbix m pasHbix B03M0>KH0CTeM nacTOTa noneroB, 
Tunbi B03flyiUHbix cyflOB, KOTopbie öyflyr sKcnnyarnpoBaTbCfl, a 
TaioKe pacnncaHne noneroB nofline)KaT OflOöpeHUK) aBnaquoH- 
HbiMn B/iacTSMn floroBapuBaioiquxcq CropoH. KonnMecTBO nac- 
ca>KnpcKnx Kpecen, npeflnaraeMoe HaaHaneHMbiMn aena- 
npeflnpuRTnqMM oöenx floroBapneaioiquxcq CropoH, flon>KHO 
öbiTb cöanaHCupoBaHO n ne MO>KeT npeBbiujatb cooTHOtueHnq, 
onpeflenqeMoro aenaquoHMbiMH BnacrqMH floroBapuBajoiquxcq 
CropOH. nopqflOK noflCMera onpeAenaercq aenaquoH- 

HblMH B/iaCTqMM. 

6) CornaujeHMq, KOTOpbie öy^yr 3aK/ii0HaTbcq Me>Kfly Haana- 
weHHbiMM aBnanpeAnpnqTnqMn oöenx floroeapuBaioiqMxcq 
CropOH, öyflyr npeflCTaBjiqTbcq na OflGöpeHne aBnaquoHHbix 
BjiacTew, ecnn ohm HyxcflaioTcq b yTBep>KAeHHM. 

CraTbn 9 

PacnMcaHMe noneroe m cTaTMCTMKa 

1) Ka>KAoe HaoHaMeHHoe aBnanpeflnpnqrne npeflocTaBjiqer 
Ha yjBepjKAeHHe aBnaqnoHHbiM B/iacTSM floroBapnBaK)iqnxcq 
CropOH no KpaHHen Mepe 3a oamh iviecqq po Hanajia noneroB h 
Ka>KAoro nocneflyHDiqero ceaoHHoro nepMOfla SKcnnyaraMHH no 
MapujpyTaM, onpeAeneHHbiM cornacHo nyHicry 2 CrarbM 2 na- 
CTOqiqero CorjiaujeHnq, KaieropHM nonera, Tnnbi 3KcnnyaTn- 
pyeMbix B03AyiuHbix cyAOB m pacnwcaHHe mx noneroB. 

2) ABHaqiioHHbie BnacTH oahoh floroBapnBaioiAeMcq CropoHbi 
npeAOCTaB/iqiOT aBnaqnoHHbiM BnacrqM APyrow floroBapMBaio- 
iqeHcq CropoHbi no hx npocböe nepnoAHHecKne h APyrwe cra- 
THCTMsecKHe A^HMbie, KacaioiqMecq HaaHaseHMbix aBHanpeA* 
npH^THH, KOTopbie MoryT B paayMHbix npepenax norpeöoBaTbcq 
c qe/ibio npOBepKH omkocth, npeAOcraBnqeMOH Ka>KAbiM HasHa- 
HOHHbiM aBHanpeAnpHqTHOM nepBon floroBapHBaioiAeHcq Cto- 
poHbi Ha Mapujpyrax, onpeAenennbix cornacHO nyHKiy 2 CratbH 
2 HacToqiqero CorjiaiijeHnq. Tbkho A^Hnwe Aon>KHbi BKjiiOHaTb 
BCK) HHCfJopMaqHio. HeoöxoAHMyK) A/i« onpeAenennq oö-beiwa, a 
TaioKe nyHKTOB OTnpaB/ieHnq m HaaHaseHMq. 

CraTbfi 10 

TapMc|)bi 

1) Tapnct)bi, npHMenqeMbie HaaHaneHHbiMH aBnanpeAnpHq- 
THflMH 3a nepeB03Ky nacca)KnpoB na MapujpyTax, onpeAe/ien- 
Hbix cornacHO nyHKTy 2 CiaibH 2 HacToqiqero CornaujeHMfl, 
noA/ie>KaT OAOÖpenHK) aBnaqnoHHbiMn BnacrqMH floroBapn- 
BaioiqeHCq CropoHbi, na TeppnTopnn Koropon naxoAHTcq nynKT 
OTnpaBjieHHq (b cooTBercTBHH c nHc|DopMaqneH b nepeBoaon- 
Hbix AOKyMeHTax). 

2) B CBOHX TapHcjDax HaaHaneHHbie aBHanpeAnpHqxHq ao^>*<- 
Hbi yHMTbiBaTb 3KcnjiyaTaL|M0HHbie pacxoAbi, paayMHyio 
npHÖbmb, cyiqecTByjoiqHe ycjioBnq KOHKypeHqHM h pbiHKa, a 
TaK>Ke HHTepecbi no/ibaoBaTeneM Tpancnopja. ABwaqMOHHbie 
B/iacTH MoryT oTKaaarb b OAOÖpeHWH TapucJja TOjibKO b tom 
cnynae, ec/iH oh ne cooTBercTByeT 3 tmm ycnoBHSM. 

3) TapHctDbi npeACTaBjiqiOTcq HaaHaneHHbiMH aBwanpeAnpHq- 
THSMH Ha OAOÖpeHwe aBHaqHOHHbJx B/iacieii no KpanneM Mepe 
aa OAHH Mecqq ao npeAnonaraeMon parb\ hx BBeAennq. 

4) Ecjih aBHaqnoHHbie B/iacTH jikdöoh floroBapHBajoiqencq 
CropoHw He cornacHbi c TapHcjDOM, npeAcraBneHHbiM hm na 
OAOöpeHHe, ohh npoHHct)opMHpyiOT cooTBercTBytoiqee aena- 
npeAnpHqrne b reneHHe 21 pH9^ c a^tw npeACTaB/iennq rapn- 
ct)a. B 3T0M cnyMae rapHcJ) ne npHMenqeTcq. TapHC|3, KOTopWH ao 
3Toro npHMenqncq h KOTopbiH Aon>KeH öbijb saMenen hobbim 
TapHc|D0M, öyABT npHMenqtbcq h Aanee. 

CraTb« 11 

KoMMepnecKaq A^^t'enbHocTb 

1 ) Ka>KAaq floroBapHBajoiqaqcq Cropona npeAOCTaB/iqer jikd- 
öoMy HasHaMeHHOMy aBnanpeAnpnqTHK) APyroH floroBapHBafo- 
iqencq CropoHbi npaeo coAOp>KaTb na ee leppHTopHH cboh 
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sches und technisches Personal zu unterhalten, soweit sie von 
dem bezeichneten Luftfahrtuntemehmen benötigt werden. 

(2) Bei der Einrichtung der Niederlassungen und der Beschäfti- 
gung des Personals nach Absatz 1 sind die Gesetze und sonsti- 
gen Vorschriften der betreffenden Vertragspartei, wie die Gesetze 
und sonstigen Vorschriften über die Einreise von Ausländern und 
ihren Aufenthalt im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei, 
einzuhalten. Das in den Niederlassungen nach Absatz 1 beschäf- 
tigte Personal benötigt Jedoch keine Arbeitserlaubnis. 

(3) Jedes bezeichnete Unternehmen einer Vertragspartei hat 
das Recht, Agenten zu benennen, die über die entsprechenden 
Genehmigungen für die Abfertigung auf dem Gebiet der anderen 
Vertragspartei verfügen. Die Vertragsparteien werden im Hinblick 
auf dieses Recht den bezeichneten Luftfahrtunternehmen nicht 
weniger vorteilhafte Konditionen gewähren als den Luftfahrtunter- 
nehmen aus anderen Ländern. 

(4) Jede Vertragspartei gewährt dem bezeichneten Luftfahrtun- 
ternehmen der anderen Vertragspartei das Recht, den Verkauf 
von Beförderungs-Leistungen mit Ihren eigenen Transportdoku- 
menten über eigene Verkaufsbüros sowie über Verkaufsagenten 
auf dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei gemäß den 
Gesetzen und Vorschriften dieser anderen Vertragspartei durch- 
zuführen, die den Devisenverkehr regeln. 

Artikel 12 
Anwendung 

von Gesetzen und Vorschriften 

(1) Die Gesetze und Vorschriften einer Vertragspartei in bezug 
auf Ankunft oder auf Abflug eines Luftfahrzeugs im internationalen 
Fluglinienverkehr von Ihrem Hoheitsgebiet oder in bezug auf den 
Betrieb oder die Navigation eines solchen Luftfahrzeugs innerhalb 
Ihres Hoheitsgebiets sind auf ein Luftfahrzeug eines bezeichneten 
Luftfahrtunternehmens der anderen Vertragspartei anzu wenden. 

(2) Die Gesetze und Vorschriften einer Vertragspartei in bezug 
auf Ankunft, Aufenthalt und Abflug ebenso wie in bezug auf 
Pässe, Zoll, Währung und Gesundheitsmaßnahmen sind, unbe- 
schadet des Absatzes 3, auf die Fluggäste, die Besatzungen, die 
Fracht und die Post des Luftfahrzeugs des durch die andere 
Vertragspartei bezeichneten Luftfahrtunternehmens während des 
Aufenthalts im Hoheitsgebiet der erstgenannten Vertragspartei 
anzuwenden. 

(3) Für die Besatzungen von Luftfahrzeugen der bezeichneten 
Luftfahrtunternehmen der Vertragsparteien wird ein vereinfachtes 
(visafreies) Einreise- und Ausreiseverfahren für die Personen 
angewendet, die Im Besitz eines Luftfahrerscheins oder eines 
Besatzungsausweises sind. 

Artikel 13 
Luftsicherheit 

(1) In Übereinstimmung mit ihren völkerrechtlichen Rechten und 
Pflichten bekräftigen die Vertragsparteien ihre gegenseitige Ver- 
pflichtung, die Sicherheit der Zivilluftfahrt vor widerrechtlichen 
Eingriffen zu schützen. Ohne den allgemeinen Charakter ihrer 
völkerrechtlichen Rechte und Pflichten einzuschränken, handeln 
die Vertragsparteien insbesondere im Einklang mit dem am 
14. September 1963 in Tokyo Unterzeichneten Abkommen über 
strafbare und bestimmte andere an Bord von Luftfahrzeugen 
begangene Handlungen, dem am 16. Dezember 1970 in Den 
Haag Unterzeichneten Übereinkommen zur Bekämpfung der 
widerrechtlichen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen, dem am 
23. Septermber 1971 In Montreal Unterzeichneten Übereinkom- 
men zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die 
Sicherheit der Zivilluftfahrt und dem am 24. Februar 1988 in 


npeflCTaBMTenbCTBa c aflMMHMcrpaTUBHbiM, KOMMepnecKMM m 
T exHMHecKMM nepcoHafiOM, KOTopbie HeoöxoflMMW HasHaneHHO- 
My aBi4anpeAnpi4nTi4K). 

2) OTKpbiTne npeACTaBMTenbCTB m npweM Ha paöoiy nepco- 
Hana, yKasaHHoro b nyHKie 1 HacToqiueH CrarbM, ocymecT- 
Bfiflercfl c coöniOAeHMeM saKOHOB h npaBun cooTBercTByiomeH 
/loroBapHBaioLAeHc^ CropoHbi. xacaioutHXCH B'besAa hho- 
CTpaHABB M MX npeöbiBaHMB Ha reppMTopMM cooTBercTByiomeM 
floroBapMBaioineMCB CropOHW. OAnaKO a^b nepconana, paöo- 
TaKJiAero b npeAcraBMTenbCTBax cor/iacHO nynKiy 1 HacTOBineM 
CraTbM, paspeuieHMB na paöory ne TpeöyercB. 

3) Ka>KAoe HasHaneHHoe aBManpeAnpMBTMe oahom /toroBapM- 
BaioiABMcq CTOpOHU öyAOT MMetb npaao nasHaMarb arenroB, 
MweKDiAMX cooTBBTCTByKDiAee paspemeHMe na npeAOCTaBneHMe 
HaseMHoro o6cny)KMBaHMB na reppMTopMM aPY^om floroBapM- 
BaioineMCfl CropoHbi. B cooTBercTBMM c stmm tipaBOM floroBapM- 
BaioutMecB CTopoHW öyAyr npeAocraBfiBTb cbomm nasHaneH- 
HbiM aBManpeAnpMBTMBM ne Menee BbiroAHbie ycnoBMq, mbm 
aBManpeAnpMBTMBM APyrux crpan. 

4) KsDKAaB floroBapMBaioiAaqcB Cropona npeAocTaBfiqeT nio- 
öoMy HasHaneHHOMy aBManpeAnpMBTMK) ppyrow floroBapMBaK)- 
lABMCB CTopoHW npaBO ocyu4ecTBnBTb npOASoxy aBManepeBOSOK 
Ha CBOMX COÖCTBBHHbJX nepeBOSOHHblX AOKyMBHTaX B COÖCTBBH- 
Hux 0(})Mcax M Hepes cbomx arenroB no npoAaoKe na reppMTopMM 
APyroM floroBapMBaJomeMCB Ctopohw b cootbbtctbmm c saxo- 
HBMM M npaBM/iaMM 3TOM AP^OM AorOBapMBaKDlABMCB CTOpOHbl, 
perynMpytoiAMMM BantOTHbie onepaAMM. 

CTaTbn 12 

npMMeHeHMe 
aaKOHOB M npaBMH 

1) SaKOHbi M npaBM/ia oahom AoroBapMBaK)U 4 eMCB CropoHbi, 
perynMpy»ou4Me npMner m BwneT c ee reppMTopMM BOSAyuJHbix 
cyAOB, coBepiiiaK)U4MX Me)KAyHapoAHbie nonerw, m/im SKcnnya- 

TBAMK) MflM HaBMraAMIO 3TMX BOSAyiUHblX CyAOB BO BpeMB MX 
npeöbiBBHMq b npeA^^iax ee reppMTopMM, öyAyr npMMeHBTbcq k 
BoaAyuJHbiM cyAaM aBManpeAnpMBTMB, HasHaneHHoro APyoM 
floroBapMBaKnneMCB CropoHOM. 

2) SaKOHbi M npaBMfia oahom floroBapMBaiomeMcq CropoHw, 
peryriMpyioiAMe npMöbiTMe, npeöbieaHMe m ornpaeneHMe c ee 
reppMTopMM, B nacTHocTM, (JiopManbHocTM, OTHOCBiAMecq K nac- 
nopTHblM, TaMOJKOHHblM, BaniOTHbIM M CSHMTapHblM npaBMfiaM, 
ÖyAyr npMMeHBTbcq k nacca>KMpaM, oKMnaxaM (c yneroM nyHK- 
ra 3 AaHHOM CrarbM), rpyay m nonre BOSAyiuHbix cyAOB aBMa- 
npeAnpMBTMq, HasHaneHHoro APyoM floroBapMBaioiAeMcq Cro- 
poHOM, BO BpeMq MX npeöbiBBHMq b npeA^J^ax reppMTopMM nep- 
BOM /^oroBapMBaiOLMeMcq CropOHbi. 

3) HfieHOB 3KMna>KeM BOSAyuJHbix cyAOB HasHaneHHbix 
aBManpeAHpMqTMM AorOBapMBaiOLAMXcq CropOH ycraHaBfiM- 
Baercq ynpoiABHHbiM (öesBMsOBbiM) nopqAOK BbesAa/BbiesAa 
npM HanMHMM cBMAerenbCTBa nMfiora mjim yAOcroBepeHMq nne- 
Ha 3KMna>Ka. 

CrarbB 13 

ABMat4MOHHaq öeaonacHocTb 

1) B cooTBercTBMM CO CBOMMM npaoaMM M oöqaarenbCTBaMM, 
BbiTBKaiOLAMMM M3 MexcAyHBpQAHOro npaBB, AoroBapMBaiOLAMecq 
CropoHbi noATBep)KAaiOT Bsqroe mmm no OTHomeHMio aPY*' k 
Apyry oöqsarenbCTBO sainmAaTb öeaonacHocTb rpa)KAaHCKOM 
aBMaAMM OT aKTOB HeaaKOHHoro BMemarenbCTBa. He orpaHMSM- 
Baq oömyio npMMOHMMOCTb cbomx npaB m oöqsarenbCTB no Me)K- 
AynapoAHOMy npaoy, floroBapMBaiou4Mecq CropoHw, b nacTHO- 
CTM, AeMCTByiOT B COOTBerCTBMM C nOnOJKeHMBMM Kohbohamm o 
npecrynneHMqx m HeKoropbix ppyrvix aKrax, coeepiuaeMbix Ha 
öopry BOSAyiuHbix cyAOB, noAnMcannoM b Tokmo 14 cenrqöpq 
1963 r., Kohbohlimm o öopböe c nesaKOHHbiM aaxBaroM BOSAyiu- 
Hbix cyAOB, noAnMcaHHOM b F aare 1 6 Aexaöpq 1 970 r., m Kohboh- 
AMM 0 öopböe c HeaaKOHHbiMM aKrawM, nanpaBnennbiMM npOTMB 
öeaonacHocTM rpajKAanCKOM aBMaqMM, noAnMCannoM b Moh- 
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Montreal Unterzeichneten Protokoll zur Bekämpfung widerrecht- 
licher gewalttätiger Handlungen auf Flughäfen, die der internatio- 
nalen Zivilluftfahrt dienen, in Ergänzung des am 23. September 
1 971 in Montreal beschlossenen Übereinkommens zur Bekämp- 
fung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivil- 
luftfahrt. 

(2) Die Vertragsparteien gewähren einander auf Ersuchen jede 
erforderliche Unterstützung, um die widerrechtliche Inbesitznah- 
me ziviler Luftfahrzeuge und andere widerrechtliche Handlungen 
gegen die Sicherheit solcher Luftfahrzeuge, Ihrer Fluggäste und 
Besatzung, von Flughäfen und Flugnavigationseinrichtungen so- 
wie jede sonstige Bedrohung der Sicherheit der Zivilluftfahrt zu 
verhindern. 

(3) Wird ein ziviles Luftfahrzeug widerrechtlich in Besitz genom- 
men oder werden sonstige widerrechtliche Eingriffe gegen die 
Sicherheit eines solchen Luftfahrzeugs, seiner Fluggäste und 
Besatzung sowie gegen die Sicherheit von Flughäfen oder Flug- 
navigationseinrichtungen begangen oder angedroht, so unterstüt- 
zen die Vertragsparteien einander in gegenseitigen Konsultatio- 
nen durch Erleichterung des Femmeldeverkehrs und sonstige 
geeignete Maßnahmen, um solche Vorfälle oder solche Bedro- 
hungen so rasch zu beenden, wie dies bei möglichst geringer 
Gefährdung von Leben durchführbar ist. 

(4) Jede Vertragspartei trifft alle ihr durchführbar erscheinenden 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß ein Luftfahrzeug, das 
widerrechtlich in Besitz genommen wurde oder hinsichtlich des- 
sen andere widerrechtliche Eingriffe vorgenommen wurden und 
das sich in ihrem Hoheitsgebiet am Boden befindet, dort fest- 
gehalten wird, sofern nicht sein Abflug aufgrund der vordringlichen 
Verpflichtung zum Schutz des Lebens der Besatzung und der 
Fluggäste erforderlich wird. Diese Maßnahmen sollten, soweit 
durchführbar, auf der Grundlage gegenseitiger Konsultationen 
getroffen werden. 

(5) Die Vertragsparteien handeln in ihren gegenseitigen Bezie- 
hungen im Einklang mit den Luftsicherheitsvorschriften, die von 
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation festgelegt und zu 
Anhängen des Zivilluftfahrt- Abkommens bestimmt werden, soweit 
diese Sicherheitsvorschriften auf die Vertragsparteien anwendbar 
sind; sie verlangen, daß die Halter von in ihr Register eingetrage- 
nen Luftfahrzeugen und die Luftfahrzeughalter, die ihren Hauptge- 
schäftssitz oder ihren ständigen Aufenthalt in ihrem Hoheitsgebiet 
haben, sowie die Betreiber von Flughäfen in ihrem Hoheitsgebiet 
im Einklang mit diesen Luftsicherheitsvorschriften handeln. 


(6) Jede Vertragspartei erklärt sich damit einverstanden, daß 
von diesen Luftfahrzeughaltem verlangt werden kann, die in Ab- 
satz 5 genannten Sicherheitsvorschriften einzuhalten, die von der 
anderen Vertragspartei für den Einflug in Ihr Hoheitsgebiet, den 
Ausflug aus ihrem Hoheitsgebiet oder den Aufenthalt in ihrem 
Hoheitsgebiet festgelegt wurden. Jede Vertragspartei gewähr- 
leistet, daß in ihrem Hoheitsgebiet Maßnahmen zum Schutz von 
Luftfahrzeugen und zur Durchleuchtung von Fluggästen, Besat- 
zung und Handgepäck sowie zur Durchführung angemessener 
Sicherheitskontrollen bei Gepäck, Fracht und Bordvorräten vor 
und bei dem Einsteigen oder Beladen wirksam angewendet wer- 
den. Jede Vertragspartei wird jedes Ersuchen der anderen Ver- 
tragspartei um vernünftige besondere Sicherheitsmaßnahmen zur 
Abwendung einer bestimmten Bedrohung wohlwollend prüfen. 


(7) Weicht eine Vertragspartei von den Luftsicherheitsvorschrif- 
ten dieses Artikels ab, so kann die Luftfahrtbehörde der anderen 
Vertragspartei um sofortige Konsultationen mit der Luftfahrtbehör- 
de der erstgenannten Vertragspartei ersuchen. Kommt innerhalb 
eines Monats nach dem Datum dieses Ersuchens eine zufrieden- 
stellende Einigung nicht zustande, so ist dies ein Grund, die 
Betliebsgenehmigung eines oder mehrerer Luftfahrtuntemehmen 
der erstgenannten Vertragspartei vorzuenthalten, zu widerrufen, 
einzuschränken oder mit Auflagen zu versehen. Wenn eine ernste 


peane 23 ceHTnöpa 1971 r., m HporoKona no öopböe c HesaKOH- 
HbiMM aKTaMM HacMnun B aaponoprax, o6cny>KMBaiou4Mx iwiexcfly- 
Hapo^Hyio rpa>K/;aHCKyK> askiaMMK), no^nMcaHHoro b MoHpeane 
24 4)eBpa/in 1968 r. b Aono/iHeHkie k KoHBeHMMM o öopböe c 
HesaKOHHbiMM axraMM, HanpaB/ieHHbiMM npoTMB öesonacHocTu 
rpax(AaHCKOM aBkiaitkiM, noAnMcaHHOii b MoHpeane 23 ceHTnöpn 
1971 r. 

2) AoroBaptiBaK>u 4 Mecn CropoHbi oxasbiBaioT no sanpocy bck) 
HeoöxoAMMyto noMOi^b APyr APyry b npe^orBpaiAeHMM HesaKOH- 
Horo saxBara BOSAyujHbix cy^OB m APyri^x HesaKOHHbix axTOB, 
HanpaBneHHbix npoTHB öesonacHOCTM BosAyujHbix cyAOB, nx 
nacca>KiipoB m axMnaxceii, aaponoproB v\ aapoHaBMraqiioHHbix 
cpeACTB, a raioKe nioöoii APyroii yrpoabi öeaonacHocTM rpa>K- 

AdHCKOM aBMai^MM. 

3) KorAa öyAer MMerbMecTo HeaaKOHHbiM aaxBar BOSAyujHoro 
cyAHa /1MÖO yrpoaa raxoro aaxBara m/im APyoM axr HeaaxoHHO- 
ro BMeiuare/ibCTBa, co3AaK>u4MM yrpoay öeaonacHOCTu xaxux 
cyAOB, MX nacca>KMpaM m axMna>Ky, aaponopraM MnM aapoHaBM- 
raqMOHHbiM cpeACTBaM, /loroBapMBaiou4Meca CropoHbi öyAyr 
npM BsaMMHbix xoHcynbTai^MMx cnocoöcTBOBaTb Apyr APy^ b 
ynpouteHMM ceasM m APy^x cooTBercTByioLAMx Mep, HanpaBneH- 
Hbix Ha npeceneHMe laxoro npoMcmecTBM« mhm ero yrpoabi xax 
öbicxpo, xax axo bosmoxcho c ynexoM MMHMManbHoro pMcxa a/i« 

>KM3HM. 

4) Ka>Kf\&R AoroBapMBaK)LAancH CxopoHa npeAnpMMex sce 
BosMoxcHbie c ee cxopoHU Mepu a^h oöecneneHMn xoro, Hxoöbi 
HeaaxoHHo saxBaneHHoe BosAyuJHoe cyAHO MnM BOSAyiuHoe 
cyAHO, HaxoAnu4eecyi noA yrpoaoM xaxMx-nMöo APyux axxoB 
HeaaxoHHoro BMeuiaxenbCXBa m HaxoABU4eecn b axo epeMn Ha 
aeMne ee xeppnxopMM, yAepxcMaanocb na aeMne, ecnn xonbxo 
Bbinex BoaAyujHoro cyAHa ne öyA^T BbiaeaH HeoöxoAHMOCXbio 
aau4Mxbi xcManeM ero axMnaxca m naccaxcMpoB. flo bo3mo>khocxm, 
xaxMe Mepw öyAyr npMHMMaxbcn na öaae oöoK)AHbix xoHcynb- 
xaqMM. 

5) AoroBapMBaK}U4Mecn CxopOHbi b cbomx BaaMMOOXHomeHMnx 
ABMcxByiox B cooxBexcxBMM c nonoxceHMnMM no aBMaAMOHHOM 
öeaonacHOCXM, ycranaanMaaeMbiMM MexcAynapoAHOM oprannaa- 
MMBM rpa>K/)aHcxoM aBMaitMM m onpeAeneHHbiMM b llpMnoxceHMnx 
X KoHBeHL^MM B xoM cxenoHM, b xoxopOM xaxMe nonoxceHMn no 
öeaonacHocxM npMMenMMbi x CxoponaM; ohm öyAyr rpeöOBaxb, 
Mroöbi axcnnyaraHrw BoaAyujHbix cyAOB mx perMcrpaqMM MnM 
axcnnyaranrbi BoaAyuJHbix cyAOB, ochobhob mbcxo ABBxenbHO- 
crM MnM nocxoHHHoe MecronpeöbiBaHMe xoropbix HaxoAMrcn Ha 
MX reppMxopMM, M axcnnyaraHXbi aaponoproB Ha mx xeppMxopMM 
ABwrBOBanM b cooreexcxBMM c raxMMM nonoxceHMHMM m rpeöo- 
BaHMHMM no aBMaL(MOHHOM öeaonacHocrM. 

6) Ka>KAan Ao>‘OBapMBaK)mancfi CropoHa cornaijuaercn c reM, 
Hxo ox xaxMx axcnnyaxaHXOB BoaAyujHbix cyAOB Moxcex öuxb 
noxpeöoBaHO coönK)AeHMe nonoxceHMM no aBMaitMOHHOM öeao- 
nacHocxM, yxaaaHHwx b nynxxe 5 HacxonmeM CxaxbM, ycxana- 
BnMBaeMbix b oxhoujohmm npMnexa, Bunexa MnM npeöbieaHMn Ha 
xeppMxopMM axoM APyroH ÄoroBapMBaK}U 4 eMcn CxopoHbi. Ka>K- 
Aan floroBapMBaioiAancn Cxopona oöecneHMx, mxoöw na ee xep- 
pMxopMM npMMOHnnMCb ABMCxeeHHbie Mepbi no 3au4Mxe BOSAyin- 
Hbix cyAOB M no AOCMOxpy naccaxcMpoB, axMna>KeM m pynHOM 
xnaAM, a xaxxce no BbinonHeHMio cooxaexcxByiOLAMX npoBepox 
Ha öeaonacHocxb öara>Ka, rpyaa m öopxoBbix aanacoB ao m bo 
BpeMH nocaAKM naccaxcMpoB MnM norpyaxM rpyaoB. Ka>KAan 
AoroBapMBaK>u4ancn CxopoHa öyAex önarocxnoHHO paccMaxpM- 
Baxb nK)öOM aanpoc APyi'OM AoroaapMBatoLAeMcn CxopoHu b 
oxHoiueHMM paayMHbix cneitManbHbix Mep öeaonacHOcxM A^n 
ycxpaHeHMfl xoHxpexHOM yrpoaw. 

7) B cnynae, ecnM OAHa AoroBapMBaiou4ancn CxopoHa He 
coönioAaer nonoxceHMM no aBMaMMOHHOM öeaonacHocxM, npeAy- 
CMOxpeHHbix Hacxonu4eM CxaxbeM, asMaqMOHHbie anacxM APyroM 
AoroBapMBaK>u4eMcn CxopoHbi Moryx aanpocMXb HeMeAneHHbie 
xOHcynbxai^MM c aBMaqMOHHbiMM BnacxMMM nepBOM AoroBapM- 
BaxHqevk^n CxopOHbi. Ecnn b xeneHMe MecnAa c a^xu xaxoro 
aanpoca He öyAex AOCXMrnyxo yAoenexBopMxenbHoro peiueHMn, 
xo axo ÖyAex cnyxcMXb ocHoeaHMeM flnn npMocxaHoeneHMn, ox- 
MOHbi, BBeAeHMH orpaHMHOHMM MnM APynx ycnoBMM paapeiue- 
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Notlage dies erfordert, kann eine Vertragspartei vor Ablauf dieses 
Monats vorläufige Maßnahmen treffen. 


Artikel 14 

Einreise 

und Kontrolle der Reisedokumente 

(1) Auf Ersuchen einer Vertragspartei gestattet die andere 
Vertragspartei den Unternehmen, die in beiden Staaten Luftver- 
kehrsrechte ausüben, die Durchführung von Maßnahmen, die 
gewährleisten sollen, daß nur Fluggäste mit den für die Einreise in 
oder die Durchreise durch den ersuchenden Staat erforderlichen 
Reisedokumenten befördert werden. 

(2) Jede Vertragspartei nimmt eine Person, die an ihrem Zielort 
zurückgewiesen wurde, nachdem dort festgestellt worden war, 
daß sie nicht einreiseberechtigt war, zum Zweck der Überprüfung 
auf, wenn sich diese Person vor ihrer Abreise nicht nur im unmit- 
telbaren Transit im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei aufgehal- 
ten hat. Die Vertragsparteien weisen eine solche Person nicht in 
das Land zurück, in dem zuvor festgestellt worden ist, daß sie 
nicht einreiseberechtigt ist. 

(3) Diese Bestimmung hindert die Behörden nicht daran, eine 
zurückgewiesene, nicht einreiseberechtigte Person einer weiteren 
Überprüfung zu unterziehen, um festzustellen, ob sie schließlich 
in dem Staat aufgenommen werden kann, oder um Vorkehrungen 
für ihre Weiterbeförderung, Entfernung oder Abschiebung in einen 
Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie aus 
anderen Gründen Aufnahme finden kann, zu treffen. Hat eine 
Person, von der festgestellt worden ist, daß sie nicht einreise- 
berechtigt ist, ihre Reisedokumente verloren oder zerstört, so 
erkennt eine Vertragspartei statt dessen ein von den Behörden 
der Vertragspartei, bei der festgestellt wurde, daß die Person nicht 
einreiseberechtigt ist, ausgestelltes Dokument an, das die Um- 
stände von Abflug und Ankunft bestätigt. 

(4) Nichts in diesem Artikel gilt als Berechtigung zur Abschie- 
bung einer Person, die sich im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei 
an diese mit der Bitte um Asylgewährung wendet, in ein Land, in 
dem ihr Leben oder ihre Freiheit aufgrund ihrer Rasse, ihrer 
Glaubenszugehörigkeit, ihrer Nationalität, ihrer Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten nationalen Gruppe oder wegen ihrer politischen 
Überzeugung gefährdet wird. 

Artikel 15 

V Meinungsaustausch 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien findet 
nach Bedarf ein Meinungsaustausch statt, um eine enge Zusam- 
menarbeit und eine Verständigung in allen die Anwendung dieses 
Abkommens berührenden Angelegenheiten herbeizuführen. 

Artikel 16 
Konsultationen 

Zur Erörterung von Änderungen dieses Abkommens oder des 
Fluglinienplans oder von Auslegungsfragen kann eine Vertrags- 
partei jederzeit Konsultationen zwischen den Luftfahrtbehörden 
beider Vertragsparteien beantragen. Das gilt auch für Erörterun- 
gen über die Anwendung des Abkommens, wenn nach Ansicht 
einer Vertragspartei ein Meinungsaustausch nach Artikel 15 kein 
zufriedenstellendes Ergebnis erbracht hat. Die Konsultationen 
beginnen innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Antrags 
bei der anderen Vertragspartei. 


Hnq Ha SKCnnyaTaüHK) aBnanpeflnpnqTn»o m/ih aeHanpeflnpHq- 
THqM nepBOH floroBapHBaiouteMcq CropoHbi. B SKCTpeHHbix cny- 
Haqx Ka)Kflaq H3 floroBapnBaioL 4 Hxcq CropoH mokot npMHqjb 
Mepbi npeABapMTenbHoro xapaKTepa flo HCTeneHHq aroro Me- 
cqHHoro cpoKa. 

CraTbq 14 

UMMMrpai^MOHHbie TpeöoeaHMq 
M KOHTPO/Ib npoea/^HblX AOKyMeHTOB 

1) rio npocböe oflHOH floroBapMBaioLiteMCq CropOHbi 
florOBapHBaioiitaqcq CxopoHa paapeiiiaer äBHanpeAnpnqrHqM, 
McnonbsyioiitHM npaaa nepeBoaoK b o6enx CTpanax, npHHqjb 
Mepbi no oöecneHeHHKD Toro, HTOöbi nepeeosKe noAne>Kann 
TonbKo nacca>KMpbi, nMeioiitne HeoöxoflHMbie AOKyMeHTbi flnq 
BbesAa m/ih TpaHama nepea xeppmopHio floroBapHBaioiiteHCq 
CropoHbi, oöpaTMBiiiePicq c npocböOM. 

2) Ka>KAaq floroeapHBaiOLnaqcq CiopOHa öy^er npHHMMaxb 
A/iq npOBepKM mup, BOSBpaiiteHHoe H3 nyHKxa BbicaAKM nocne 
Toro, KaK eMy öbino OTKaaaHo bo B-beafle, ecnH 3 to nv\up ao 
3Toro npeöbiBano Ha ee leppHTopuH ao nocaAKH na öopT, KpoMe 
cnynaeB npeöbiBaHHq b npqMOM TpaHame. floroBapnBaiou4necq 
CropOHbi He Aon>KHbi BoaBpaiAarb xaKoe hmlio b cipany, ta© 
eMy panee öbino OTKaaano bo BteaAe. 

3) HacToqiAee nono>KeHMe ne Meujaer opranaM Bnacm npe- 
nqTCTBOBaxb npOBecTM Aa/ibHeniiiyio npoBepKy nuLta, B03Bpa- 
LLjeHHoro B CBq3n c OTKaaoM BO BbeaA©. c tom sTOöbi onpeAO- 
nMTb ero B03M0>KH0e npeöbiBaHkie b 3tom rocyAdpCTee, nnn 
opraHH30BaTb OTnpaBKy, yAanenHe Hnw Aenopjamno b to ro- 
cyAapcTBo, Mbe rpsuKAancTBo oho HMeer hhm b kotopom oho 
MO)KeT öbiTb npHHqjo no KaKHM-nn6o ApyrHM npiiHHHaM. B cny- 
sae, ecnH nni 40 b OTHOiueHHM Koroporo ycraHOBneno, hto oho 
He MMeer npaea na B*be3A, noiepqno Hnw yHMSTOJKMno cboh 
npoeaAHbie AOKyMeHTbi, floroBapwBaioiAaqcq CiopoHa öyAer 
npH3HaBaTb AOKyMeni, noATBep>KAaioiAHH oöCTOqTenbCTBa bw- 
nexa h npiinexa, BbiAannbin BnacxqMM floroBapHBaioiAencq 
CxopoHbi, TAe öbino ycxaHOBneno, sxo nm^o ne nMeno npaaa na 
BbeaA- 

4) Hhhxo b HacxoqiAeH Cxaxbe ne ao^>*<ho HcxonKOBbiBaxbcq 
KBK ocHOBaHwe a^ 5^ BbicbinKH nHüa, oöpautaioLiterocq c npocb- 
ÖOM npeAOCxaBHXb eMy yöejKMiite na xeppHxopuH floroeapuBaio- 
lAeiicq CxopoHbi, b cxpany, b Koxopoii ero xcManb Hnw CBOöoAa 
öyAyr noAsepraxbcq yrpoae no npHHHne ero pacw, eepoHcno- 
BeAaHHq, Hai4HOHanbHocxM, npnHaAne>KHocxn k onpeAenenHOM 
HamiOHanbHOH rpynne HnH nonnxMHecKHx yöe^KAenviH. 

Cxaxbfl 15 
OÖMeH MHeHMBMM 

rio Mepe neoöxoAHMOCXM Me>KAy aBnaüH0HHbiMH BnacxqMM 
floroBapMBaiOLAHxcq CxopOH öyAOT ocymecxBnqxbcq oömoh 
MHOHH qMH c üenbK) AOCxn>KeHnq xecHoro coxpyAHHnecxBa n 
BaanMonoHMMaHMq no bcom BonpocaM, oxHOcqu^HMCq k npHMe- 
HeHHio Hacxoqiitero CornaiuenHq. 

Cxaxbfl 16 

KOHCyJIbXaLfMM 

Jlioöaq floroBapHBaioiAaqcq Cxopona MO>Kex b nioöoe BpeMq 
aanpocHXb npOBeAöHHq KOHcynbxaüHH Me>KAy aBHatiHOHHbiMM 
BnacxqMH florOBapnBaioiAHxcq CxopoH c Aenbio oöcy>KAeHnq 
nonpaBOK k nacxonuteMy CornaiiieHHio Mnii k TaönMLie Mapiu- 
pyxoB MnH c üenbio oöcy>KAeHnq BonpocoB, KacaioiAHxcq xonKO- 
BaHHq xeKCxa. To >Ke caMoe oxHOCHxcq k oöcy)KAeHMio npHMe- 
HHMocxH HacxoqiAero CornaiiienHq, ecnw oahb floroBapHBaio- 
maqcq Cxopona CHHxaex, hxo oömoh MneHHqMH b paMKax 
CxaxbM 15 HacxoqiAero CornaiiieHMq ne npHBen hh k kbkhm 
yAOBnexBopHxenbHbiM peaynbxaxaM. TaKHe KOHCynbxaüHM Aon- 
>KHbi Hanaxbcq b xeneHMe flpyx MecqAeB c Aaibi nonyneHHq 
ApyrOM floroBapMBaioiAeMcq CxopOHOM xaKoro aanpoca. 
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Artikel 17 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Jede Meinungsverschiedenheit in bezug auf die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens oder des Fluglinienplans 
wird durch direkte Verhandlungen zwischen den Luftfahrtbehör- 
den der Vertragsparteien beigelegt. Gelingt es den Luftfahrtbehör- 
den nicht, eine Einigung zu erzielen, wird die Meinungsverschie- 
denheit auf diplomatischem Weg geregelt. Kann eine Meinungs- 
verschiedenheit auf diese Welse nicht beigelegt werden, wird 
sie auf Bitten einer Vertragspartei einem Schiedsgericht unter- 
breitet. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder in beider- 
seitigem Einvernehmen den Angehörigen eines dritten Staates als 
Vorsitzenden bestellen. Die Mitglieder werden innerhalb von zwei 
Monaten, der Vorsitzende innerhalb von drei Monaten bestellt, 
nachdem die eine Vertragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß 
sie die Meinungsverschiedenheit einem Schiedsgericht unter- 
breiten will. 


(3) Werden die in Absatz 2 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede Ver- 
tragspartei den Präsidenten des Rates der Internationalen Zivil- 
luftfahrt-Organisation bitten, die erforderlichen Ernennungen vor- 
zunehmen. Besitzt der Präsident die Staatsangehörigkeit einer 
der Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund ver- 
hindert, so soll der Vizepräsident, der ihn vertritt, die Ernennungen 
vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind für die Vertragsparteien bindend. 
Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer 
Vertretung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten 
des Vorsitzenden sowie die sonstigen Kosten werden von den 
Vertragsparteien zu gleichen Teilen getragen. Im übrigen regelt 
das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 


(5) Jede Vertragspartei kann das Schiedsgericht um Interpreta- 
tion oder Überprüfung der Entscheidung bitten. Der Antrag auf 
Überprüfung ist nur zulässig innerhalb eines Jahres nach Be- 
kanntgabe der Entscheidung des Schiedsgerichts. Er kann nur auf 
Tatsachen und Umstände gegründet werden, die vor der Ent- 
scheidung bestanden, aber nicht bekannt waren und ihrem 
Wesen nach von wesentlicher Bedeutung für die Entscheidung 
hätten sein können. 

Artikel 18 

Mehrseitige Übereinkommen 

Tritt ein von beiden Vertragsparteien angenommenes allgemei- 
nes mehrseitiges Übereinkommen auf dem Gebiet der Zivilluft- 
fahrt in Kraft, so gehen dessen Bestimmungen vor. Erörterungen 
zur Feststellung, inwieweit ein mehrseitiges Übereinkommen die- 
ses Abkommen beendet, ersetzt, ändert oder ergänzt, finden nach 
Artikel 16 statt. 


Artikel 19 

Registrierung bei der Internationalen 
Zivilluftfahrt-Organisation 

Dieses Abkommen, jede Änderung desselben und jeder Noten- 
wechsel nach Artikel 2 Absatz 2 werden der Internationalen Zivil- 
luftfahrt-Organisation zur Registrierung übermittelt. 


CraTbR 17 

PaapeiueHMe cnopoa 

1) J1k)6om cnop, boshmkujmm b cBnsM c TomoBaHneM unw 
npMMeHeHMeM HacToninero CornameHun wriM TaönMMbi Mapuj- 
pyroB, 6ypßj paspemarbcn nocpe/^CTBOM npnMUX neperoBopoB 
Me>Kfly aBMaMMOHHbiMM BjiacTflMn floroBapuBafoutMXcn Cropon. 
Ecnn ynoMnHyjbie Bnacrw He npiiflyr k cornaiueHMio, cnop 6y- 
fler paspeLuaTbCfl no flMnnoMaTMHecKMM KaHanaM. B tom cny- 
nae, ecnw cnop He mombt öbiTb yperynwpoBaH raKHw oöpasoM, 
To OH öyfler nepeflan b TpereMCKHH cyfl no sanpocy ntoöoH 
AoroBapHBatOLi^eHCH CropoHbi. 

2) TpereMCKHM cyfl mokot öbiTb oöpasoBan b KaxflOM koh- 
KpeTHOM cnynae cneflyioiflMM oÖpasoM: Ka^Kflasi floroBapwaaK)- 
mancH CropoHa HasHanaeT no oflHOMy Hneny cyfla, m oöa nnena 
cyfla no BsawMHOMy cornacMto HasHanaioT npeflceflarenq cyfla, 
KOTopbiM flon>KeH ÖbiTb rpa>KflaHMHOM TpeTbero rocyflapcTBa. 
Hnenbi cyfla HasHanaiOTcn b TeHeniie flByx MecHMeB, a ero 
npeflceflarenb - b reHeHwe rpex Mecni^eB c flarw, b Koropyio 
oflHa floroBapwBaioutaHCH Cropona npoMHctJopMupyeT flpyryio 
floroBapwBaioiflyiocfi Cropony o CBoew naMepeHHM npeflcraBHTb 
cnopHbiM Bonpoc b TpereMCKHM cyfl. 

3) Ecnw cpoKM, yKasaHHbie b nyHKre 2 flanHOw CraTbH ne 
öbijiH coöniofleHbi, jiioöaH /loroBapHBaioifla5?cH Cropona M 0 >KeT, 
ecjiM Her flpyrow floroBopeHHocTw, oöpaTMTbcn k npeawfleHTy 
CoBera Me>KflyHapoflHOH opraHHsaMHH rpa>KflaHCKOH aBviaL\m c 
npocböoM ocyiflecTBMTb HeoöxoflMMbie HasHaneHUji. Ecnw Rpe- 
SHfleHT HBnneTCH rpa>KflaHMHOM jiioöom m 3 floroBapwBaioiflMXCH 
CropoH MfiM ecjiM flpyme npuHMHbi ne nosBo/iHioT eiwy Bbinon- 
HMTb axy c|)yHKqMio, to BMi4e-npe3HfleHT flOJi>KeH npoM3BecTM 
HeoöxoflHMbie Ha3HaHeHMfi. 

4) TpereMCKHM cyfl npuHMMaer peujenun öonbiuMHCTBOM ro- 
nocoB. TaKwe pemeHMH öyflyr oÖJiBarenbHbiMM fl/in floroBapw- 
BaioiitMXcn CTopoH. Kaxcflan floroBapwaaioinaHCH CropoHa 6y- 
fler HecTM pacxoflbi no coflep)KaHMK) CBoero H/iena cyfla, a 
TaiOKe CBOMX npeflcraBHTe/ieii na rpeTewcKOM npoi^ecce; pacxo- 
flbi no coflep>KaHHio npeflceflarenn m nioöbie flpyrwe pacxoflbi 
flOji>KHbi ÖbiTb pa3flejieHbi nopoBny Me>Kfly floroBapHBaioiflUMn- 
CH CropoHaMM. Bo Bcex flpymx Bonpocax TpereHCKHM cyfl öyfler 
ocymecTBriHTb cyflonpoH3BOflCTBo no CBoeMy ycMorpeHHio. 

5) Jlioöan floroBapwBaioiflaHCH Cropona Mo>KeT oöparwTbcfi b 
rperePicKMM cyfl c npocböow o ronKOBaHWH vim nepecMorpe 
peiueHMH. OöpaifleHwe c xoflarawcrBOM o nepecMorpe flony- 
CKaercn b reneHMe oflHoro rofla nocne GöbnaneHMH pemenMH 
rperei^cKoro cyfla. TaKoe oöpaiflenwe M 0 >KeT öurb ocHOBano 
TonbKO na cjpaKjax n GöcronrenbCTBax, Koropbie mem Mecro 
flo peiueHMH cyfla, no ne öbi/iM euy naBecTHbi m no CBoeMy 
xapaKTepy MorjiM öbi oKaaarb BnMHHMe na ero pemeHne. 

CrarbB 18 

MHOrOCTOpOHHMe KOHBeHflMM 

B cnynae BcrynneHMn b cwriy oöinew MHorocropoHHen koh- 
Beni^HM B oöJiacTH rpa>KflaHCKOH aBviai^m, npunnron oöenMH 
/]oroBapHBaiOLflMMHcn CropoHaMvi, nono>KeHiin tbkom kohboh- 
L\m öyflyr MMerb npeMMyu^ecTBeHHyio cmiy. Jlioöbie oöcyjKfle- 
HM« c L^enbio onpefleneHMH creneHM, b Koropoii MHorocropon- 
nnn KOHBeHi^MH npeKparMr fleMCTBMe, saMeHur, MSMennr nnn 
flononHMT HacTOHunee CornameHMe, öyflyr npoBOflMTbcn b coot- 
BercTBMM co Crarbeii 16 Hacroniflero CornameHMH. 

CrarbB 19 

PerMcrpaflMfi b Me)KflyHapOflHOM 
opraHMsai^MM rpawflaHCKOH aBMaflMM 

Hacroniflee Cornameniie, nioöbie nonpaBKw k newy m jiioöom 
oÖMen HoraMM b cooTBercrBMH c nynKTOM 2 Crarbw 2 nacron- 
iflero CornameHMH öyflyr nanpaBnenbi b Me>KflyHapoflHyio opra- 
HH3aMMio rpeoKflancKOi^ aBviai^m fl/in perncrpaqMH. 
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Artikel 20 

Inkrafttreten, Geltungsdauer 

(1) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, 
an dem beide Regierungen einander notifiziert haben, daß die 
erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkraft- 
treten des Abkommens erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos- 
sen. 

Artikel 21 
Änderungen 

Änderungen dieses Abkommens treten in Kraft, wenn dieselben 
Verfahrensvoraussetzungen erfüllt sind, die zum Inkrafttreten 
dieses Abkommens zu erfüllen waren. _ 

Artikel 22 

Frühere Abkommen 

Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen vom 
11. November 1971 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über den Luftverkehr im Verhältnis zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Russischen Föderation 
außer Kraft. 

Die zu dem Abkommen ergänzend geschlossenen Verein- 
barungen werden, soweit sie nicht durch dieses Abkommen und 
den dazugehörigen Fluglinienplan überholt sind, solange ange- 
wendet, bis die Vertragsparteien etwas Abweichendes verein- 
baren. 

Artikel 23 

Kündigung 

Eine Vertragspartei kann die andere Vertragspartei jederzeit 
von ihrem Beschluß in Kenntnis setzen, dieses Abkommen zu 
beenden: die Kündigung wird gleichzeitig der Internationalen Zivil- 
luftfahrt-Organisation mitgeteilt. 

In diesem Fall tritt das Abkommen zwölf Monate nach Eingang der 
Mitteilung bei der anderen Vertragspartei außer Kraft, sofern nicht 
die Kündigung vor Ablauf dieser Zeit durch Vereinbarung zurück- 
genommen wird. Wird der Eingang der Mitteilung von der anderen 
Vertragspartei nicht bestätigt, so gilt als Eingangstag der vier- 
zehnte Tag nach dem Eingang der Mitteilung bei der Internationa- 
len Zivilluftfahrt-Organisation. 


Geschehen zu Bonn am 14. Juli 1993 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und russischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


CraTbn 20 

BcrynneHMe b cM/iy, cpoK AeMCTBMn 

1 ) HacTORU^ee CornanjeHne Bcrynur b cuny nepea oamh Me- 
CRLi c flaTbi, Koffla o6a FIpaBurenbCTBa yaeflOMRi flpyr Apyra 
nyreM oöMena HOraMU o tom, hto mmm BbinonHenbi BHyTpurocy- 
flapcTBeHHbie npoite^ypbi, HeoöxoflUMbie ero BCjynneHMR b 
CM/ iy. 

2) HacTORLLtee CornaujeHMe saKmoHaercR na HeonpefleneH- 
HblM cpOK. 

CraTbR 21 

rionpaBKM 

rionpaBKM K HacTORuieMy CornaujeHUK) BcrynRT b cuny nocne 
BbinojineHMR rex me npoLie^yp, KOTopbie npeflycMorpeHbi fl/iR 
BCxyn/ieHMR b cMny caMOro CornaujeHMR. 

CraTbR 22 

npe>KHMe CornauieHMR 

C MOMeHTa BcrynneHMR b cuny HacTORii^ero CornameHUR 
npeKpaiitaeT cBOe flewcTBue b OTHOmeHURx Me>Kfly OefleparnB- 
HOM PecnyöHMKOM FepMaHMM m Poccmmckom OeflepaitneM Cor- 
naiueHne Me>Kfly FIpaBurenbCTBOM OefleparuBHOii PecnyönnKM 
r epMaHMM M ripaBMTenbCTBOM Cofosa CoBercKUx Coiina/incTM- 
necKMx PecnyöJiMK o BOSflyujHOM cooöuteHnn ot 1 1 horöpr 1 971 
rofla, 

Panee flocTurHytbie floroBopeHHocru k CornameHnio öy^yr 
ocraBatbCR b CMne b tom nacTU, b KOTOpOM ohm ho usweHeHbi 
HacTORiitMM CornaiueHneM m cornacOBanHOM Taö/iMqeM Mapiu- 
pyrOB K HOMy, noKa ohm ne öy^yr saMeHeHbi cooTBercTByioiitMMM 
HOBbIMM flOrOBOpeHHOCTRMM. 

CraTbR 23 

yBe^oM/ieHMe 
o npeKpauteHMM agmctbiir 

Ka>KflaR floroBapMBafoutaRCR CropoHa Mo>KeT b nfoöoM mo- 
MOHT yBOflOMMTb Apyryio floroBapuBaioiityiocR CropOHy o cboom 
peiueHMM npeKpaTMTb fleMciBne HacroRiuiero CornameHUR; ra- 
Koe yBeflOM/ieHne flon)KHO öbiTb OflHOBpewieHHO HanpaBneno b 
M e>KAyHapoAHyio opraHM3aL|M»o rpa>KflaHCKOM aBnatiMM. 

B TaKOM c/iynae CornaujeHne npeKparnT CBOe flOMCTBue nepes 
flBenaflLtaTb (12) MecRLiea c flatbi nonyHOHMR yaeflOMneHUR 
flpyroM florOBapuBaioiiteMCR CropOHOM, ecnn TonbKO yaeflo- 
MneHne o npeKpai^eHMn flOMCTBUR He OToaeaHO no comacoea- 
HMio Me>Kfly floroBapMBaioiitMMMCR CropoHaMM pjo MCTeneHMR 
3TOro nepMOfla. B cnynae OTcyrcTBMR noflTBep>KfleHMR no/iyne- 
HMR ApyrOM florOBapMBafouteMCR CropOHOM yBe^OMneHMe flo- 
n>KHo paccMarpMBaTbCR kbk no/iyneHHoe nepea HeTbipHaflLtarb 
(14) flHeM c AaTbi nonyHeHMR yBe^OMneHMR Me>KflyHapoAHOM 
oprdHMsaqMeM rpa>K/taHCKOM 


COBepmeHO b Bohho 14 miojir 1 993 ro^qa b psyx SKseMnnRpax, 
Ka>Kflb!M Ha HeMOLtKOM M pyCCKOM R3b!KaX, npMHeM o6a TeKCTa 
MMefOT OflMHaKOByiO CMJiy. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a ripaBMTenbCTBo OeflepaTHBHOM PecnyönMKM FepMaHMM 
Kinkel 

Für die Regierung der Russischen Föderation 
3a ripaBMTenbCTBO Poccmmckom OeflepaqMM 
Lobow 
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Gemeinsame Erklärung 

der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Russischen Föderation 
zum Abkommen über den Luftverkehr 

CoBMecTHoe SaneneHMe 

npaBMTe/ibCTBa OeAepaTMBHOM PecnyöjiMKM repuaHMM 
M npaBMTe/ibCTBa Poccmmckom OeAepaqtiM 
OTHOCMTenbHo CorjiaiueHMfi MexcAV 
npaBMTejjbCTBOM (DeAepaTHBHOM PecnyöJiMKM repMaHMM 
M ripaBMTenbCTBOM POCCMMCKOM OeABpaMMM 
O BOSAyUJHOM COOÖUteHim 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Russischen Föderation 

in Anwendung und Ausfüllung der Bestimmungen des Abkom- 
mens zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Russischen Föderation über den Luftver- 
kehr 

treffen die nachfolgenden Absprachen: 

1 . In Anwendung des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe a erklären 
beide Seiten zur Bezeichnung ihrer Luftfahrtunternehmen fol- 
gendes: 

a) zwischen jedem beliebigen Städtepaar dürfen auf den 
festgelegten Fluglinien von jeder Seite höchstens drei 
Luftfahrtunternehmen zur Beförderung von Fluggästen 
oder Fluggästen und Fracht (Combidienste) benannt wer- 
den; 

b) zwischen jedem beliebigen Städtepaar dürfen auf den 
festgelegten Fluglinien von jeder Seite höchstens zwei 
Luftfahrtunternehmen zur Beförderung von Fracht benannt 
werden. 

2. Im Hinblick auf Artikel 3 Absatz 4 des Luftverkehrsabkommens 
erklärt die Regierung der Bundesrepublik Deutschland, daß 
sie von der Kündigungsklausel des Artikels 23 auch dann 
Gebrauch machen wird, wenn dies aus Gründen ihrer Mit- 
gliedschaft In der Europäischen Gemeinschaft für erforderlich 
gehalten wird. 

3. In Anwendung des Artikels 8 Absatz 5 des Luftverkehrs- 
abkommens erklären beide Seiten, daß die Anzahl der im 
beiderseitigen Fluggastverkehr angebotenen Sitzplätze in je- 
der Flugplanperiode ein Verhältnis von 40:60 nicht über- 
schreiten darf. 

4. In Anwendung des Artikels 8 Absatz 6 des Luftverkehrs- 
abkommens stimmen beide Seiten darin überein, daß Koope- 
rationsvereinbarungen zur Ausübung der durch das Abkom- 
men gewährten Verkehrsrechte, insbesondere die Benutzung 
gemeinsamer Flugnummem (code-sharing) oder die vertrag- 
liche Abnahme von Teilkapazitäten (blocked-space) zur Ge- 
nehmigung vorzulegen sind. Die von einer Seite bezelchneten 
Unternehmen dürfen solche Vereinbarungen nur mit den von 
der anderen Seite bezeichneten Unternehmen treffen, wenn 
diese ebenfalls über die entsprechenden Genehmigungen 
verfügen und nur auf der Grundlage der Gegenseitigkeit und 
unter Berücksichtigung der jeweils anwendbaren nationalen 
Vorschriften. Die Vorschriften des Artikels 3 Absatz 1 bleiben 
unberührt. Solche Vereinbarungen mit anderen Unternehmen 
der jeweils anderen Seite bedürfen der Zustimmung der Luft- 
fahrtbehörden der jeweils anderen Vertragspartei. 


ripaBMTe/ibCTBo OeflepaTUBHOM PecnyöjinKH FepMaHMn 

npaBMTenbCTBo PoccMMCKOM Oe/^epaL^MM 

oTHOCMTe/ibHO npMMeHeHun M Bbino/iHeHMn no/io>KeHMii Cor- 
naujeHMB o BosflyiuHOM cooöi^eHMM floroBopunncb o HM>Kecne- 
flyioi^eM: 


1. OTHOCMTe/ibHO npMMeHeHMn nyHKxa 1a) CraTbH 3 oöe Cto- 
poHbi sanB/iniOT o HasHaHeHUM cbomx aBnanpeflnpunTHM 
cne^yioinee: 

a) Ka>KflOM CTopoHOM Mo>KeT öbJTb HasHaMeHO He öo/iee 
Tpex aBManpeflnpHnTHM fl/in ocymecTB/ieHM« nepeeosoK 
nacca>KHpoB m/im nacca>KHpoB v\ rpysoB (komöhhhpo- 
BaHHbie nepeBosKH) Mexc/^y /iioöbiMH napaMH ropo^oB Ha 
ycTanoB/ieHHbJX Mapuipyrax; 

b) KaxcflOM CropoHOH MO)KeT öbiTb HasHaneHo ne öojiee 
^Byx aBHanpe^npiinTHH ocyu^ecTB/ieHnn rpysoBbix 
nepeBOsoK Me>K;]iy ntoöbiMH napaMH ropo^oB na ycraHo- 
B/ieHHbix Mapuipyrax. 

2. B OTHomeHMM nynKra 4 CrarbM 3 npaBHre/ibCTBO cbe^epa- 
TMBHOM PecnyöJiMKM r epMaHMM sanB/iner, hto oho cmo^kot 
BO cno/ibSOBarbcn no/io>KeHMnMM CrarbM 23 o npeKpau^eHMM 
fleMcrBMB Cor/iaujeHMB, ec/iM aro no oönsare/ibcrBaM, Bbi- 
reKaiou^MM ms ee H/ieHcrea b EeponeMCKOM Cooöu^ecree, 
craHer Heoöxo^MMbiM. 

3. OrHocMre/ibHO npMMeneHMn nyHKra 5 CrarbM 8 CropoHbi 
sanB/inJor o roM, nro Ko/iMnecrBO npefl/iaraeMbix nacca- 
>KMpcKMX Kpecen b flBycropoHHMX nacca>KMpcKMx nepeBos- 
Kax Ha KajKflbiM nepMo^ ne floji>KHo npeabiujarb coornouje- 
HMB 40:60. 

4. B ornoujeHMM npMMeHeHMH nyHKra 6 CrarbM 8 CropoHbi 
floroBopM/iMCb. Hro cor/iameHMn o corpyflHMHecrBe no 
McnojibSOBaHMK) KOMMepnecKMX npaB, npeAycMorpeHHbix 
HasBaHHbiMM cornaujeHMnMM, b nacrHOcrM, no coBMecrnoMy 
Mcno/ibsoBaHMK) HOMepoB peMCOB (code-sharing) m/im 
M cnojibsoBaHMK) no AoroBOpeHHOcrM nacrM eMKocrM 
(blocked-space), nofljiejKar npeAcrae/ieHMio Ha OAoöpeHMe 
aBMaMMOHHbix B/iacreM. HasHaneHHue aBManpeAnpMnrMn 
OAHOM floroBapMBaiomeMcn CropoHw Moryr saK/iiOHarb ra- 
KMe corjiameHMfl ro/ibKO c HasHaneHHbiMM aBManpeAnpMn- 
rMnMM APyroM floroeapMBaiomeMcn CropoHw, ec/iM srM 
aBManpeAHpMnrMn MMeK>r cooreercrBynDu^Me paspeuieHMB, 
Ha ocHOBe BsaMMHocrM M c yneroM npMMeHneMbix naqMo- 
Ha/ibHHX npaBMJi. nojio>KeHMn nyHKra 1 CrarbM 3 npM sroM 
He sarparMBaiorcn. TaKMe cornameHMn c aPY^mmm aena- 
npeAnpMnrMWMM APyroM floroeapMBaiou^eMcn CropoHbi rpe- 
öyior raK>Ke oAOöpeHMn aBMaqMOHHbix BJiacreM APyroM flo- 
roBapMBaKDu^eMcn CropoHbi. 
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5. Die Fassung des Artikels 1 1 Absatz 3 des Luftverkehrsabkom- 
mens soll solange Geltung haben, bis auf beiden Seiten die 
rechtlichen Voraussetzungen geschaffen sind, die eine Selbst- 
abfertigung der bezelchneten Unternehmen erlauben. Nach 
vorheriger Konsultation beider Seiten und in Übereinstimmung 
mit Artikel 21 des Luftverkehrsabkommens soll alsdann mög- 
lichst folgender Text an die Stelle des Artikels 11 Absatz 3 
treten: 

„(3) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unter- 
nehmen der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit das Recht der Selbstabfertigung oder über 
Agenten von Fluggästen, Gepäck, Fracht und Post für die 
bezeichneten Unternehmen. Dieses Recht schließt den den 
Flughäfen vorbehaltenen Bereich der luftseitigen Bodenver- 
kehrsdienste (Verkehrsabfertigung der Luftfahrzeuge) nicht 
ein. Die Abfertigung anderer Unternehmen einer Vertragspar- 
tei durch ein bezeichnetes Unternehmen dieser Vertragspartei 
Im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei bedarf der 
Zustimmung der Luftfahrtbehörden der anderen Vertrags- 
partei.“ 


6. Im Hinblick auf Artikel 22 Absatz 2 des Luftverkehrsabkom- 
mens erklären beide Seiten übereinstimmend: 

Der Flugbetrieb von bezeichneten Unternehmen beider Seiten 
auf den Strecken 3, 4 und 5, die Im Fluglinienplan für die 
bezeichneten Luftfahrtunternehmen festgelegt sind, erfolgt un- 
ter den Bedingungen, die hierzu in früher Unterzeichneten 
Übereinkünften festgelegt sind, darunter Im Zusatzprotokoll 
vom 25. 4. 1988, im Vertraulichen Memorandum vom 25. 4. 
1988 einschließlich Zusätzen, Vereinbarungen zwischen den 
Zivilluftfahrtbehörden und kommerziellen Vereinbarungen zwi- 
schen bezeichneten Luftfahrtunternehmen beider Seiten. Sie 
bleiben in Kraft bis eine neue Vereinbarung zu diesen Fragen 
zwischen den Vertragsparteien erreicht wird. 

Die Verhandlungen beider Seiten hierüber sollen zu gegebe- 
ner Zelt fortgesetzt werden und internationale Entwicklungen 
und Erfahrungen der bilateralen Zusammenarbeit berücksich- 
tigen. 

7. Beide Seiten erklären, daß bis zum Inkrafttreten des Abkom- 
mens und des Fluglinlenplans die Luftfahrtbehörden beider 
Staaten im Rahmen ihrer jeweiligen rechtlichen Bestimmun- 
gen so handeln werden, als ob das Abkommen und der 
Fluglinienplan am Tage der Unterzeichnung dieser Gemein- 
samen Erklärung in Kraft getreten wären. 

Diese Gemeinsame Erklärung wird in deutscher und russischer 

Sprache gleichlautend ausgefertigt. 


Bonn, den 14. Juli 1993 


5. rionojKeHMn nyHKra 3 CxaTbii 1 1 CornaujeHMfl o BOSflyiuHOM 
cooöuteHMM p,onmiu ocTaeaTbCft b cwie, noKa y oöeiix 
AoroeapMBaiOLJLtHxcfi CropOH He öy^yr cos^aHbi npasoBbie 
npeflnocbiJiKH, nosBonnioiMMe HasHaseHHbiM aBnanpefl- 
npHBTHBM ocymecTBnBTb caMOCTOBTenbHoe o6cny>KMBaHMe. 
riocne npeABapMTenbHbix KOHcynbTai^MM Mexc^y AoroBapn- 

Bai0U4MMMCB CTOpOHaMM 14 B COOTBeTCTBI4l4 c npOL^eflypoM, 
npe^ycMOTpeHHOM CraTbeM 21 CornaujeHMB, nyHKi 3 
CraTbH 1 1 Moxcer öwTb saMeneH cneflyioinMM tbkctom: 

"Ka>K/^aB floroBapHBaiounaBcq CropoHa npeflocTaB/iBer 
KaoKflpMy HasHaseHHOMy aBHanpeAnpMBTMio aPY^om Aoroaa- 
pHBaiouLteMcq CxopoHbi Ha ochobb B3ai4MHOCTi4 npaBO caMo- 
cToqrenbHoro o6cny)KMBaHnq I4ni4 sepes arenroB nacca)KM- 
poB, öaraxca, rpyaa m noHXbi HasHaneHHbix aBManpeflnpiiq- 
XHH. 3x0 npaBO ne BKnionaex o6cjiy>Ki4BaHVie BOSAyuJHbix 
cyflOB Ha neppoHe b aaponopxax (naaeMHoe oöcnyjKMBa- 
HHe). 

06cny>KHBaHi4e APyi'i^x aBManpeAnpHBXHH o^hom AoroBapn- 
BaiouteHCH CxopoHbi oahhm HaaHaneHHbiM aBHanpeAnpMq- 
xi4eM 3X0H AoroBapHBaiOLAeHcq CxopoHbi na xeppHxopHM 
ApyroH AoroBapHBaioutencq CxopOHbi xpeöyex cornacnq 
aBtiaqHOHHbix Bnacxen APyroH AoroBapMBaiouteHcq Cxopor 

HW." 

6. B oxHoiueHMM nyHKxa 2 Cxaxbi4 22 CxopoHW A0cxi4rni4 floro- 
BOpeHHOCXb: 

BbinonneHHe nonexoB HaanaHeHHbiMH aBüanpeAnpHqxHBMH 
o6ei4x AoroBapi4Baiou4Mxcq CxopoH no Mapuipyxaiw 3, 4 m 5, 
yKaaaHHWM b Taönni^e MapmpyxoB HaaHaneHHbix 

aBi4anpeAnpi4qxi4ii, öy^yx ocyunecxBnqxbcq na ycnoBMqx, 
npeAycMOxpeHHwx panee AOCXHrnyxbiMH no 3 xi4m BonpocaM 
AoroBopeHHOcxqMM, BKniosaq Aorio/iHMxenbHbiM flpoxoKon 
ox 25.4,1988 r., KoHcjDMAeHi^ManbHbiM MeMopaHflyM ox 
25. 4. 1 988 r., MexcBBAOMCXBeHHbie AoroBopeHHOCXH I4 
KOMMepnecKHe cornaujeHHq MexcAy HasHaHeHHWMH aanan- 
peAnpwqxMqMM oöenx CxopoH. Ohm ocxaioxcq b cM/ie ao 
AOcxMxceHMq hobwx AoroBOpennocxeM no 3xmm BonpocaM 
MexcAy AoroBapMBaiOLAMMMcq CxoponaMM. 

rieperoBopw Me>KAy Aoroßap^^ßaioiHMMMcq CxoponaMM no 
yKasaHHbiM BonpocaM ao/ixchw öwxb npoAonxceHbi b önM- 
xcaMujee BpeMq c ynexoM pasBMXMq Me>KAyHapOAHbix oxho- 
lueHMM M onbixa AßycxopOHHero coxpyAHMMecxBa. 

7. Oöe CxopoHw saqBnqiox, hxo ao BCxynneHMq b CMny Corna- 
LueHMq M Taö/iMi^bi MapiupyxoB aBMai^MOHHbie BjiacxM oöomx 
rocyAapcxB b paMKax npaBOBwx bosmokhocxom öyAyx ab^^- 
cxBOBaxb xaKMM oöpaaoM, kbk ec/iM öw CornaujeHMe m Ta- 
önMi^a MapujpyxoB BcxynMjiM b CMny b ßßHb noAnMcaHMq 
HacxoqiAero CoBMecxHoro saqBneHMq. 

Hacxoqunee CoBMecxHoe aaqB/ieHMe coBepmeHO Ha neMeu- 

KOM M pyccKOM BSbiKax, o6a xeKcxa mmbiox OAMnaKOByio CMjiy. 


Bohh, 14 Mionq 1993 roAa 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a ripaBMxenbCXBO OeAepaxMBHOM PecnyönMKM T epMaHMM 
Kinkel 
Niester 

Für die Regierung der Russischen Föderation 
3a ripaBMxenbcxBo PoccmCickom OeAepai^MM 
Lobow 
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Denkschrift zum Abkommen 
I. Allgemeines 

Schwerpunkt des deutschen Luftverkehrs ist der inter- 
nationale Fluglinienverkehr. Er kann nur betrieben werden, 
wenn die ausländischen Staaten, die überflogen oder an- 
geflogen werden sollen, deutschen Luftfahrtunternehmen 
entsprechende Verkehrsrechte gewähren. 

Nach allgemeinen Internationalen Gepflogenheiten wer- 
den diese Rechte grundsätzlich in zweiseitigen Luftver- 
kehrsabkommen eingeräumt. Um ein derartiges Ab- 
kommen handelt es sich bei dem am 14. Juli 1993 in 
Bonn Unterzeichneten Luftverkehrsabkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Russischen 
Föderation. 

Die eingeräumten Verkehrsrechte werden in einem als 
Protokoll vereinbarten Fluglinienplan festgelegt. Diese 
Form der Vereinbarung wurde gewählt, um die Fluglinien- 
rechte den Verkehrsanforderungen jeweils leichter und 
schneller anpassen zu können. 


II. Besonderes 

Artikel 1 erläutert die im Abkommen verwendeten Be- 
griffe. 

Artikel 2 legt die sogenannten vier Freiheitsrechte der 
Zivilluftfahrt in den Beziehungen zwischen den Vertrags- 
parteien fest. 

Die Artikel 3 und 4 legen das Verfahren für die Ertei- 
lunä, die Verweigerung und den Widerruf der Betriebsge- 
nehmigung zur Durchführung des Fluglinienverkehrs fest. 
Von dem Recht eines Widerrufs der Betriebsgenehmigung 
darf grundsätzlich nur nach einer Konsultation der Ver- 
tragsparteien Gebrauch gemacht werden. 

Artikel 5 sieht Gleichbehandlung bei den im Zusam- 
menhang mit der Benutzung der Flughäfen und Luftfahrt- 
einrichtungen anfallenden Gebühren vor. 

Artikel 6 gewährt auf der Basis der Gegenseitigkeit 
weitgehende Zoll- und Abgabenfreiheit für verwendete 
Luftfahrzeuge einschließlich der an Bord befindlichen 
Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, üblichen Ausrü- 
stungsgegenstände und Bordvorräte. Er sichert darüber 
hinaus auf der Basis der Gegenseitigkeit Vergünstigungen 
auf dem Gebiet der Umsatzsteuer oder einer ähnlich aus- 
gestalteten indirekten Steuer zu, 

Artikel 7 gewährt das Recht auf freien Gewinntrans- 
fer. 

Artikel 8 soll ein zufriedenstellendes Beförderungs- 
angebot sicherstellen. Ausgegangen wird vom Prinzip der 
beiderseitigen Genehmigung Insbesondere hinsichtlich 


der Frequenz der Flugdienste, der Kapazität sowie der 
Flugpläne. 

In der Gemeinsamen Erklärung unter Nummer 4 werden 
die Gegenstände bezeichnet, die der in Artikel 8 Abs. 6 
des Abkommens genannten Genehmigung bedürfen. 

Artikel 9 verpflichtet zur Übermittlung von Betriebs- 
angaben und zum Austausch von Statistiken. 

Artikel 10 enthält in Ergänzung zu den in Artikel 8 ent- 
haltenen Grundsätzen nähere Bestimmungen hinsichtlich 
der Tarifgestaltung. 

Artikel 11 regelt das Niederlassungsrecht der bezeich- 
neten Luftfahrtunternehmen, das Recht der Benennung 
von Agenten und das Recht des freien Verkaufs der Be- 
förderungsleistungen. 

Sein Absatz 3 soll zu gegebener Zeit - wie in der Gemein- 
samen Erklärung unter Nummer 5 vereinbart - ersetzt 
werden durch eine Neufassung. 

Artikel 12 regelt die Anwendung von Gesetzen und 
sonstigen Vorschriften auf Luftfahrzeuge sowie auf Flug- 
gäste, Besatzungen, Fracht und Post des Luftfahrzeugs. 

Artikel 13 verpflichtet die Vertragsparteien zur Einhal- 
tung der völkerrechtlichen Pflichten zur Sicherheit der Zivil- 
luftfahrt vor rechtswidrigen Eingriffen, welche konkretisiert 
werden. 

Artikel 14 gibt die Möglichkeit der Kontrolle der Flug- 
gäste im Hinblick auf die erforderlichen Einreisedokumen- 
te und verpflichtet die Vertragsparteien zur Rücknahme 
der von der anderen Vertragspartei zurückgewiesenen 
Fluggäste. 

Die Artikel 15 bis 23 befassen sich mit dem Mei- 
nungsaustausch, den Konsultationen, der Beilegung von 
Streitigkeiten, einschließlich der Möglichkeit zur Anrufung 
eines Schiedsgerichts. Entsprechende Regelungen sind in 
Luftverkehrsabkommen üblich und zum Ausgleich mög- 
licher Meinungsverschiedenheiten zweckmäßig. Sie ent- 
halten darüber hinaus Regelungen hinsichtlich der Ände- 
rungen des Abkommens, für die Behandlung früherer 
Abkommen und die international üblichen Kündlgungs-, 
Registrierungs- und Schlußbestimmungen sowie die Fest- 
legung des Vorrangs eines mehrseitigen Luftverkehrs- 
übereinkommens. 

Eine Besonderheit weist Artikel 22 auf, der zum einen im 
Verhältnis der beiden Staaten das deutsch-sowjetische 
Luftverkehrsabkommen außer Kraft setzt, zum anderen 
jedoch bestimmte Vereinbarungen zu diesem Abkommen 
vorerst fortschreibt. Dabei geht es um das Regime der 
Sibirienüberflüge. Mit Absatz 2 Ist ein pactum de contra- 
hendo vereinbart, dieses Regime abzulösen. 
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